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Die Stellungnahme vom Juni 2010 (Fragen 1, 3, 5 und 6) Ubernimmt inhaltlich und
ersetzt die Stellungnahme ,Aktuelle Fragen der unternehmensrechtlichen
Bewertung von Finanzanlage- und Finanzumlaufvermdgen® vom Dezember
2008. Diese wurde unter dem Arbeitsgruppenvorsitzenden Romuald Bertl

(rbertl@bfp-graz.at) und den Arbeitsgruppenmitgliedern Otto Altenburger, Eva

Eberhartinger, Werner Fleischer, Werner Gedlicka, Franz Josef Gross, Bernhard
Gruber, David Grinberger, Wolfgang Hackl, Martin Hammer, Klaus Hirschler, Erich
Kandler, Helmut Kerschbaumer, Wilhelm Kovsca, Michael Laminger, Gerhard
Marterbauer, Aslan Milla, Roland Nessmann, Christian Nowotny, Gerhard Prachner,
Andreas Rauter, Robert Reiter, Roman Rohatschek, Alexander Schiebel, Markus
Unger und Alfred Wagenhofer erstellt.

Ferner sind in die Stellungnahme vom Juni 2010 Vorarbeiten einer Arbeitsgruppe
des Instituts Osterreichischer Wirtschaftspriifer (iwp) zur Bewertung und zum

Ausweis von Finanzinstrumenten bei Kreditinstituten eingeflossen.

Fur die Stellungnahme wurde das Format von Fragen und Antworten gewahlt, weil
eine abschlieBende Behandlung des Themenkomplexes ,Finanzanlage- und
Finanzumlaufvermogen® (einschlie3lich Bilanzierung von Kreditinstituten) noch nicht
moglich war. Wesentliche Themen (z.B. generelle Vorgaben fur die Ausbuchung,
Pauschalwertberichtigungen) wurden ausgeklammert.

Anderung der Stellungnahme vom Juni 2010

Das AFRAC hat in seiner Sitzung vom 18. September 2013 eine redaktionelle
Anpassung betreffend die Bewertung von festverzinslichen Wertpapieren mit fixem
Einlésungsbetrag beschlossen. Bei festverzinslichen Wertpapieren des Anlagever-
mogens mit fixem Einlésungsbetrag kann aufgrund der Halteabsicht und der
Haltefahigkeit unterstellt werden, dass durch Markzinsanderungen bedingte
Kursriickgange keine voraussichtlich dauernde Wertminderungen darstellen. Dabei
ist nicht danach zu differenzieren, ob die Wertpapiere mit Agio erworben wurden. Es
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ist wie bisher nicht der Einlésungsbetrag als Vergleichsmal3stab fur die Dauerhaf-
tigkeit heranzuziehen. Um dies klarzustellen wurde in der Frage 3 Rz 9 folgende
redaktionelle Anderung beschlossen:

Frage 3 Unter welchen Voraussetzungen ist bei Wertpapieren des Anlagevermégens
(8 224 Abs. 2 A. 1ll. Z 5 UGB) eine Wertminderung voraussichtlich von Dauer?)

Festverzinsliche Wertpapiere mit fixem Einldsungsbetrag:

(9) Bei festverzinslichen Wertpapieren des Anlagevermodgens mit fixem
Einlésungsbetrag kann in der Regel aufgrund der Halteabsicht und der Haltefahigkeit
unterstellt werden, dass durch Marktzinsdnderungen bedingte Kursriickgdnge

inlo keine voraussichtlich dauernde Wertminderung
darstellen (vgl. Rn (14) zu notierten Schuldinstrumenten mit eingebetteten
Derivaten).

Die Rz 10 ff bleiben unverédndert bestehen.

Anderung der Stellungnahme vom September 2013

Das AFRAC hat im November 2014 die Stellungnahme ,Die Folgebewertung von
Beteiligungen im Jahresabschluss nach UGB® beschlossen. Gleichzeitig wurde
beschlossen, die Frage 8, Wie sind Wertminderungen von Beteiligungen iSv § 228
Abs. 1 UGB zu bilanzieren?, der Stellungnahme ,Grundsatzfragen der unterneh-
mens-rechtlichen Bilanzierung von Finanzanlage- und Finanzumlaufvermégen“ zu
streichen, da diese Frage nunmehr in der Stellungnahme ,Die Folgebewertung von
Beteiligungen im Jahresabschluss nach UGB* behandelt wird. Die urspringlichen
Fragen 9, 10, 11 und 12 werden daher nun als Fragen 8, 9, 10 und 11 nummeriert.

Anderung der Stellungnahme vom November 2014

In der Sitzung vom 10. September 2014 hat das AFRAC beschlossen, in der Stellung-
nahme ,Die unternehmensrechtliche Bilanzierung von Derivaten und Sicherungsinstru-
menten“ eine Erganzung zum Thema ,Bilanzierung von internen Derivaten“ aufzuneh-
men. Aufgrund dieser Anderung hat das AFRAC in der Sitzung vom Marz 2015

beschlossen, in den Erlauterungen zur Rn 68 den Absatz ,Der Handelsbestand
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entspricht zwar grundséatzlich immer dem Handelsbuch, allerdings sind interne Geschéfte
keine Vermdgensgegenstande und Verbindlichkeiten iSd UGB und daher fir Zwecke der
Bilanzierung nicht relevant. Auch Bewertungseinheiten mit internen Geschéften sind

deshalb nicht zulassig.” zu streichen.
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Kapitel 1 Allgemeine Grundsatzfragen

Anwendungsbereich:

(1)

Dieses Kapitel behandelt Grundsatzfragen der Bilanzierung von Finanzanla-
gevermdgen und Finanzumlaufvermégen auf Grundlage der Rechnungsle-
gungsvorschriften des 0dsterreichischen Unternehmensgesetzbuchs (UGB),
die gemafl 8§ 43 Abs. 1 BWG auch fir Kreditinstitute und nach MalRgabe des
8 80 VAG (mit Ausnahme der Frage 7) auch fur Versicherungsunternehmen

anzuwenden sind.

Frage 1l Unter welchen Voraussetzungen ist Finanzanlage- bzw.

(2)

3

Finanzumlaufvermdgen umzugliedern?

Fur die Unterscheidung zwischen Finanzanlage- und Finanzumlaufvermdgen
ist 8§ 198 Abs. 2 und 4 UGB mal3geblich. Die Zuordnung zum Finanzanlage-
vermogen setzt die dokumentierte Absicht und die Fahigkeit voraus, die Ver-
mogensgegenstande dauerhaft zu halten. Verauf3erungen, die wegen gesetz-
licher oder behdrdlicher Auflagen erforderlich sind, sind hinderlich fir eine Zu-
ordnung zum Anlagevermdgen. Die Fahigkeit, Vermdgensgegenstande dau-
erhaft zu halten, ist auf Basis des Gesamtbildes der Liquiditatsplanung unter
Beriicksichtigung der Entwicklung der Kapitalausstattung® sowie der Ertragssi-

tuation? des Unternehmens zu beurteilen.

Die Zuordnung zum Finanzanlage- und Finanzumlaufvermdgen ist zu jedem
Abschlussstichtag neu zu Uberpriifen, wobei aber auch die Verhaltnisse im
Wertaufhellungszeitraum in die Betrachtung einzubeziehen sind. Andern sich

Fur die Beurteilung der ausreichenden Kapitalausstattung ist vor allem die Eigenkapitalquote bzw.
Eigenmittelquote des Unternehmens relevant. Gesetzlich normierte Grenzwerte und/oder
Berechnungsmethoden, wie etwa jene gemal} Unternehmensreorganisationsgesetz (URG) oder
Bankwesengesetz (BWG), kdnnen einen Indikator darstellen.

Von Bedeutung sind dabei etwa nachhaltige Ergebnisse, mit denen allfallige stille Lasten sowie
Ertragsausfalle verkraftet werden kénnen.

»Grundsatzfragen der unternehmensrechtlichen Bilanzierung von Finanzanlage- und -umlaufvermégen*
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die in 8 198 Abs. 2 und 4 UGB definierten Voraussetzungen, hat eine Umglie-
derung zu erfolgen; sie ist zeitnah zu dokumentieren. Die Umwidmung in das
Finanzanlagevermogen kann einen 6konomischen und/oder einen rechtlichen
Hintergrund haben. Vereinbarungen, die eine VeraulR3erung langfristig verhin-
dern, sind dabei zu bertcksichtigen. Der Umgliederungszeitpunkt darf nicht
vor dem letzten Zeitpunkt einer externen Berichterstattung liegen (Stichtag
des letzten Jahres- oder Zwischenabschlusses, bei Kreditinstituten Stichtag
des letzten Vermégens-, Erfolgs- und Risikoausweises®).*

Eine Umgliederung ist weder ein Realisations- noch ein Anschaffungsvor-
gang.® Die historischen Anschaffungskosten erfahren durch die Umwidmung
keine Anderung. Die Buchwerte zum Zeitpunkt der Umwidmung sind im Sinne
der Bewertungsbestimmungen fir das Finanzanlage- oder Finanzumlaufver-

maogen fortzufihren.

Frage 2 Wie ist die Zuordnung zum Finanzanlagevermogen zu doku-

)

mentieren?

Wahrend sich die Zuordnung von Vermdgensgegenstanden zum Sachanlage-
vermdgen oder zu den immateriellen Vermdgensgegenstanden des Anlage-
vermdgens meist eindeutig aus der Natur des Vermdgensgegenstandes und
seiner betrieblichen Verwendung ergibt, ist die Zuordnung von Finanzinstru-
menten zum Finanzanlagevermdgen stark von subjektiven Absichten und
Veranlagungsstrategien gepragt. Daher sind auf Grund von 8§ 190 UGB erh6h-
te Anforderungen an die Dokumentation der Zuordnung zu stellen. Diese Do-

kumentation muss einem sachkundigen Dritten einen nachvollziehbaren,

Bei Kreditinstituten erfolgen Umgliederungen aus dem Handelsbestand in das Anlagevermogen
immer zum Buchwert an jenem Tag, an dem die Handelsabsicht aufgegeben wird (dieser Zeit-
punkt ergibt sich aus dem Tag der tatsachlichen Ausbuchung entsprechend § 22n Abs. 3 BWG);
vgl. dazu auch Rn (82) ff.

Zuordnungen nach IFRS lassen nicht notwendigerweise Schlussfolgerungen auf Zuordnungen
nach UGB zu.

Fur Sonderfragen der Umgliederung bei Kreditinstituten iZm einem Wechsel zwischen einer
Bewertung zu Anschaffungskosten und beizulegendem Wert siehe Frage 12.

»Grundsatzfragen der unternehmensrechtlichen Bilanzierung von Finanzanlage- und -umlaufvermégen*
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plausiblen Einblick in die Grinde fir die erstmalige Zuordnung oder eine spa-

tere Umgliederung vermitteln und den Zeitpunkt der Zuordnung festhalten.

Soll ein finanzieller Vermdgensgegenstand dem Finanzanlagevermdgen
zugeordnet werden, ist zu diesem Zeitpunkt die Absicht nachvollziehbar zu
dokumentieren, den Vermdgensgegenstand dauerhaft zu halten (8 198 Abs. 2
und 4 UGB). Neben der Absicht umfasst die Dokumentation auch die Fahig-
keit, das Finanzanlagevermdgen dauerhaft zu halten (vgl. Rn (2) f); die Fahig-
keit ist im Zweifel im Rahmen der Abschlusserstellung zu dokumentieren (ggf.
auch bei der Erstellung von Zwischenabschlissen bzw. bei Kreditinstituten bei

der Erstellung des Vermdgens-, Erfolgs- und Risikoausweises).

Im Zeitpunkt einer Umgliederung zwischen Finanzanlagevermégen und
Finanzumlaufvermégen ist eine Dokumentation erforderlich, die den Zeitpunkt
der Umgliederung und die Grinde der Umgliederung nachvollziehbar be-
schreibt. Werden wiederholt oder in wesentlichem Umfang Bestande des An-
lagevermogens entgegen der friher dokumentierten Absicht verauf3ert oder
ins Umlaufvermdgen umgegliedert, dann ist fir die im Finanzanlagevermdgen
verbliebenen Instrumente die Absicht neuerlich plausibel zu dokumentieren,

diese im Gegensatz dazu dauerhaft zu halten.

Der Umfang und die Genauigkeit der Dokumentation gemald Rn (6) und (7)
sind abhéngig vom Umfang der betroffenen Finanzinstrumente und der Kom-
plexitat der Organisation des Unternehmens. Bei Unternehmen, die Finanzin-
strumente in grolBerem Umfang halten (insbesondere Unternehmen der Fi-
nanzbranche), hat die Dokumentation die formelle Beschlussfassung der in-

»Grundsatzfragen der unternehmensrechtlichen Bilanzierung von Finanzanlage- und -umlaufvermégen*
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tern zustandigen Gremien® (z.B. Vorstande, interne Ausschiisse) und die
Grinde fur die Entscheidung zu enthalten. Dokumentationen gemafld Rn (6)
und (7) konnen fur Gruppen art- und funktionsgleicher Vermdgensgegenstan-

de gesamthaft vorgenommen werden.

Frage 3 Unter welchen Voraussetzungen ist bei Wertpapieren des

Anlagevermdgens (8 224 Abs. 2 A. lll. Z 5 UGB) eine Wert-
minderung voraussichtlich von Dauer?

Festverzinsliche Wertpapiere mit fixem Einlésungsbetrag:

(9)

(10)

Bei festverzinslichen Wertpapieren des Anlagevermdgens mit fixem
Einldsungsbetrag kann in der Regel aufgrund der Halteabsicht und der Halte-
fahigkeit unterstellt werden, dass durch Marktzinsdnderungen bedingte Kurs-
rickgange keine voraussichtlich dauernde Wertminderung darstellen (vgl. Rn

(14) zu notierten Schuldinstrumenten mit eingebetteten Derivaten).

Kursriuckgange, die auf die Verschlechterung der Bonitdt des Emittenten
zuruckzufuhren sind, bilden hingegen einen Indikator fur eine voraussichtlich
dauernde Wertminderung. Die Bonitat des Emittenten hat sich jedenfalls in

den folgenden Fallen verschlechtert:

— erhebliche finanzielle Schwierigkeiten des Emittenten;

— ein Vertragsbruch des Emittenten, wie etwa Ausfall oder Verzbgerung
von Zins- oder Tilgungszahlungen;

—  Zugestandnisse des bilanzierenden Unternehmens an den Emittenten in-

folge wirtschaftlicher oder rechtlicher Griinde im Zusammenhang mit den

®  For Kreditinstitute fiihren die EB zu BGBI 1993/532: 1130 BIgNR 18. GP zu § 56 BWG explizit
aus: ,Die Zweckbestimmung von Wertpapierbestdanden, dauernd dem Geschéftsbetrieb zu
dienen, setzt eine aktenkundig zu machende Entscheidung der zustandigen Stelle voraus. Liegt
eine entsprechende Entscheidung nicht vor, dirfen Wertpapiere nicht nach den fur das Anlage-
vermogen geltenden Grundsatzen bewertet werden. Der Umstand, dass Wertpapiere Uber einen
langeren Zeitraum gehalten werden, reicht nicht fir die Annahme aus, dass diese Wertpapiere ...
nach den fur das Anlagevermdgen geltenden Vorschriften zu bewerten sind.” Bei Kreditinstituten
bedarf es somit einer formellen Beschlussfassung der Geschéftsleiter oder der von diesen
beauftragten, leitenden Mitarbeiter.

»Grundsatzfragen der unternehmensrechtlichen Bilanzierung von Finanzanlage- und -umlaufvermégen*
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(11)

(12)

finanziellen Schwierigkeiten des Emittenten, die das bilanzierende Unter-
nehmen ansonsten nicht machen wuirde;

— eine erhdhte Wahrscheinlichkeit, dass der Emittent in ein Insolvenz- oder
sonstiges Sanierungsverfahren eintreten wird,;

— das Verschwinden eines aktiven Marktes fur das Wertpapier infolge fi-

nanzieller Schwierigkeiten des Emittenten.

Die Herabstufung des Bonitatsratings auf einen verschlechterten Investment
Grade ist fur sich genommen kein Indikator fir eine voraussichtlich dauernde
Wertminderung. Bei nicht gerateten Wertpapieren ist auf die entsprechenden
Markt-Creditspreads zur analogen Unterscheidung in Investment Grades und

Non Investment Grades abzustellen.

Die Herabstufung des Bonitatsratings in den Non Investment Grade-Bereich
ist ein Indikator fur eine voraussichtlich dauernde Wertminderung. Bei nicht
gerateten Wertpapieren ist auf die entsprechenden Markt-Creditspreads zur
analogen Unterscheidung in Investment Grades und Non Investment Grades

abzustellen.

Aktien, Partizipationsscheine und vergleichbare Finanzinstrumente:

(13)

Bei Aktien, Partizipationsscheinen und vergleichbaren Finanzinstrumenten
des Anlagevermdgens (wie etwa jenen im Sinne der Rn (14)) sind neben den
in Rn (10) genannten Indikatoren folgende weitere Indikatoren fur eine voraus-

sichtlich dauernde Wertminderung zu nennen:

— wesentliche negative Veradnderungen des technologischen, ©6konomi-
schen, rechtlichen oder Marktumfelds des Emittenten;
— wesentliche Abnahme des Bdrsenkurses zum Abschlussstichtag und im

Wertaufhellungszeitraum;

»Grundsatzfragen der unternehmensrechtlichen Bilanzierung von Finanzanlage- und -umlaufvermégen*
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(14)

(15)

— langer anhaltende Abnahme des Borsenkurses in der Zeit vor dem Ab-
schlussstichtag. Liegt der Bérsenkurs in den letzten sechs Monaten vor
dem Abschlussstichtag permanent um mehr als 20% unter dem Buch-
wert oder in den letzten zwolf Monaten vor dem Abschlussstichtag im
Durchschnitt mehr als 10% unter dem Buchwert, liegt ein Indikator fur ei-
ne voraussichtlich dauernde Wertminderung vor. Entwicklungen des Bor-
senkurses bis zum Ende des Wertaufhellungszeitraums sind zu bertck-

sichtigen.

Die Wertminderung von notierten Schuldinstrumenten mit eingebetteten
Derivaten jeder Art, die im Vergleich zum Rahmenvertrag eine wesentlich ab-
weichende Risiko- und Ertragsstruktur aufweisen, ist nach den in Rn (13) fur

Aktien genannten Indikatoren zu beurteilen.

Fur zum Finanzanlagevermdgen gehoérende Finanzinstrumente, die tber ih-

rem beizulegenden Zeitwert ausgewiesen werden, sind gemal § 237a Abs. 1

Z. 2 UGB im Anhang folgende Angaben zu machen, wenn eine aul3erplanma-

Bige Abschreibung gemalR § 204 Abs. 2 zweiter Satz UGB unterblieben ist:

—  Buchwert und beizulegender Zeitwert der einzelnen Vermodgensgegens-
tande oder angemessener Gruppierungen sowie

— die Grunde fur das Unterlassen einer Abschreibung gemal3 § 204 Abs. 2
UGB und jene Anhaltspunkte, die darauf hindeuten, dass die Wertminde-

rung voraussichtlich nicht von Dauer ist.

Frage 4 Wie ist der Stetigkeitsgrundsatz bei der Auslbung des

(16)

Wabhlrechts betreffend Abschreibungen bei voribergehender
Wertminderung anzuwenden (8 204 Abs. 2 letzter Satz UGB)?

Gegenstédnde des Anlagevermdgens sind gemal 8 204 Abs. 2 UGB bei
voraussichtlich dauernder Wertminderung ohne Rucksicht darauf, ob ihre Nut-
zung zeitlich begrenzt ist, au3erplanmafdig auf den niedrigeren Wert abzu-
schreiben, der ihnen am Abschlussstichtag unter Bedachtnahme auf die Nut-

zungsmaoglichkeit im Unternehmen beizulegen ist. Bei Finanzanlagen durfen

»Grundsatzfragen der unternehmensrechtlichen Bilanzierung von Finanzanlage- und -umlaufvermégen*
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17)

(18)

(19)

solche Abschreibungen auch vorgenommen werden, wenn die Wertminderung

voraussichtlich nicht von Dauer ist (gemildertes Niederstwertprinzip).

Im Rahmen der Folgebewertung der Finanzanlagen ist der Grundsatz der
Bewertungsstetigkeit (8 201 Abs. 2 Z1 UGB) zu beachten, d.h. einmal ge-
wahlte Bewertungsgrundsatze oder Bewertungsmethoden kénnen nicht belie-
big gedndert werden. Ein Abweichen von diesem Grundsatz ist nur bei Vorlie-
gen besonderer Umstande zuldssig (8 201 Abs. 2 letzter Satz UGB) und im
Anhang anzugeben (8§ 236 Z 1 UGB).

Bei besonderen Umstanden kann das Unternehmen die Ausnutzung des
Wahlrechts andern, wenn die Anderung einer getreueren Darstellung der
Vermogens-, Finanz- und Ertragslage dient. Als besondere Umstande kom-
men bei Finanzinstrumenten vor allem Anderungen von Gesetzen und der
Rechtsprechung, der Ubergang oder der Verzicht auf die Anwendung von
Bewertungsvereinfachungsverfahren, wesentliche Anderungen im Bestand
der betroffenen Finanzanlagen und Ereignisse, die zu strukturellen Anderun-
gen des Unternehmens fuhren, in Betracht (z.B. wesentliche Veranderungen
in der Gesellschafterstruktur, grundlegende Anderungen der Finanzierungs-
struktur, Einbeziehung in einen oder Ausscheiden aus einem Konzernver-
bund, Anderungen der unternehmerischen Konzeption wie bei Wechsel des
Managements, Einleitung von Sanierungsmal3nahmen). Ein besonderer Um-
stand ist auch eine massive Verschlechterung des Marktumfelds (z.B. der
Wegfall eines aktiven Marktes), sofern diese Verschlechterung nicht zu einer
dauerhaften Wertminderung fiihrt. Eine Anderung aus rein bilanzpolitischen
Grunden ist nicht zulassig. Auch die blof3e Absicht, den Ausweis eines Jahres-
fehlbetrages oder eines Bilanzverlustes zu vermeiden, ist kein Grund fir eine
Abkehr vom Grundsatz der Bewertungsstetigkeit (dies ergibt sich auch aus
§ 201 Abs. 2 Z 4 lit. c UGB).

Der Grundsatz der Bewertungsstetigkeit erfordert nicht nur eine stetige
Bewertung in aufeinander folgenden Perioden, sondern auch eine einheitliche

Bewertung art- und funktionsgleicher Finanzanlagen zum Abschlussstichtag.
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(20)

(21)

Wird von dem Wahlrecht des § 204 Abs. 2 letzter Satz UGB’ (oder anderen
Wahlrechten) unterschiedlich Gebrauch gemacht, dann sind aussagekraftige
Gruppen art- und funktionsgleicher finanzieller Vermdgensgegenstande zu
definieren und zu dokumentieren. Die Zuordnungen von Vermdgensgegen-
standen zu diesen Gruppen bei Anschaffung sowie spatere Anderungen die-

ser Zuordnung sind ebenfalls zu dokumentieren (zur Dokumentation siehe Rn
(5)).

Die Bildung der Gruppen art- und funktionsgleicher Finanzanlagen richtet sich
nach dem Umfang der Finanzinstrumente im Unternehmen, nach der Unter-
schiedlichkeit ihrer Merkmale und nach dem Organisationsgrad des Unter-
nehmens. Folgende Entscheidungsmerkmale konnen beispielsweise bei der
Bildung der Gruppen beriicksichtigt werden, soweit sie fir das Unternehmen
relevant sind: Die Zuordnung zu bestimmten Bilanzposten (z.B. Beteiligungen,
Wertpapiere des Anlagevermdgens), die rechtliche Qualifikation (z.B. Aktien,
Investmentfondsanteile, Schuldverschreibungen), Wahrungen, Laufzeiten, die
Branche oder der Sitzstaat der Gegenpartei sowie die Funktion im Liquidi-
tatsmanagement. Die Bonitdt oder das Rating der Gegenpartei ist idR kein

geeignetes Kriterium fur die Bildung dieser Gruppen.

Die Tatsache des Abweichens vom Grundsatz der Bewertungsstetigkeit und
die besonderen Umstdnde, auf die sich die Zuldssigkeit des Abweichens
grindet, sind im Anhang anzugeben und zu begrinden. Weiters sind die
Auswirkungen des Abweichens auf die Vermoégens-, Finanz- und Ertragslage
im Anhang darzustellen (8§ 236 Z 1 UGB).

Basis for Conclusions:

Zu Rn (18): Die EB zu 8§ 201 der Regierungsvorlage des Rechnungslegungsgesetzes (RV 1270)

fihren zum Grundsatz der Bewertungsstetigkeit aus: ,Der Grundsatz der Bewertungsstetigkeit

Bei Kreditinstituten ist auch das Wahlrecht gemaf § 56 Abs. 2 und 3 BWG einheitlich auszutiben,

Agios und Disagios von Schuldverschreibungen und anderen festverzinslichen Wertpapieren
zeitanteilig zu erfassen. Auch dabei sind die definierten Gruppen von Finanzanlagen zugrunde zu
legen.
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bedeutet, dass gleichartige Vermdgensgegenstande und Schulden nach den gleichen Methoden und
Grundsatzen wie in den Vorjahren zu bewerten sind, auRer die fiir die Bewertung mafgeblichen
Verhéltnisse haben sich wesentlich verandert. ... Die angewandte abweichende Bewertungsmethode
muss zulassig sein und den Grundsatzen ordnungsmafiger Buchfiihrung entsprechen. Die
Abweichungen missen (berdies im Anhang von Kapitalgesellschaften angegeben und begriindet
werden. ... Eine Anderung der Bewertungsmethoden aus rein bilanzpolitischen Griinden ist hingegen

nicht zulassig.“

Auf Grund seiner weiten Definition umfasst das Stetigkeitsprinzip auch Wertansatzwahlrechte wie das
gemilderte Niederstwertprinzip im Finanzanlagevermdgen (Gassner et al. in Straube, HGB-
Kommentar®, Bd. 2 (2000), §8 201 HGB Rn 21, Egger/Samer/Bertl, Der Jahresabschluss nach dem
UGBY, Bd. 1, S. 58). Die in Rn (18) angefihrten, besonderen Umstande beruhen im Wesentlichen auf
den im Schrifttum anerkannten Ausnahmen vom Stetigkeitsgrundsatz (vgl. dazu auch Gassner et al. in
Straube, HGB-Kommentar?, Bd. 2 (2000), & 201 HGB Rn 27f, Winkeljohann/Blissow, in Beck Bil-
Komm’ (2010), § 252 HGB Rn 59 bis 62 und IWP RL/1), soweit diese fur das Wahlrecht einschlagig
sind (nicht einschlégig fir das Wabhlrecht sind z.B. die Nutzung ansonsten verfallender steuerlicher
Verlustvortrdge oder Anpassungen an Ergebnisse der Betriebsprifung). Eine massive Verschlechte-
rung des Marktumfelds wird im Schrifttum zwar bisher nicht als besonderer Umstand genannt, dieser
Umstand wurde aber aus den Erfahrungen aus der Finanzkrise aufgenommen, wo in Einzelféllen die
Vornahme von Abschreibungen bei voriibergehender Wertminderung bei Finanzanlagen nicht zu einer

getreueren Darstellung der Vermdgens-, Finanz und Ertragslage gefihrt hatte.

Die Ausfuihrungen gelten auch fir Kreditinstitute. Perkounigg/Stecher in Dellinger, BWG-Kommentar,
4. Lfg. (2010), § 55 BWG Rn 22 schlagen vor, Kreditinstitute kénnten mit § 57 Abs. 1 letzter Satz
BWG bei besonderen Umstédnden vom Stetigkeitsgrundsatz abweichen. Da nach nunmehriger
Rechtslage bereits 8 201 Abs. 2 letzter Satz UGB ein Abweichen bei besonderen Umsténden zul&sst,
muss dazu nicht 8 57 Abs. 1 BWG letzter Satz herangezogen werden, der Uberdies explizit nur auf
§ 201 Abs. 1 (nunmehr Abs. 2) Z 4 UGB und damit nicht auf den Stetigkeitsgrundsatz verweist. Siehe

zu dieser Problematik auch die Frage 11.

Zu Rn (20): Die EB (RV 1270) zum Stetigkeitsgrundsatz setzen gleiche Methoden und Grundsatze fir
gleichartige Vermogensgegenstande (und Schulden) voraus. Die Literatur leitet aus dem Stetigkeits-
grundsatz den Grundsatz einer einheitlichen Bewertung art- und funktionsgleicher Vermdgensgegen-
stande (und Schulden) ab (vgl. IWP RL/1 Abschnitt 1.2, Gassner et al. in Straube, HGB-Kommentar?,
Bd. 2 (2000), § 201 HGB Rn 20 f; Winkeljohann/Biissow, in Beck Bil-Kkomm’ (2010), § 252 HGB
Rn 58 ff). Es ist allerdings strittig, ob auch 8 204 Abs. 2 letzter Satz UGB davon erfasst ist (vgl. kritisch
und mwN Hirschler/Neugschwandtner in Hirschler, Bilanzrecht (2009), § 201 Rn 10 f; unstrittig ist nur
die stetige Bewertung individueller Vermdgensgegenstande in aufeinander folgenden Perioden).

Allerdings hat der dsterreichische Gesetzgeber laut den EB ein sehr weitgehendes Verstandnis des
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Stetigkeitsgebots beabsichtigt (arg. ,gleichartige Vermdgensgegenstande und Schulden nach den
gleichen Methoden und Grundsatzen“). Angesichts des Ziels des Stetigkeitsgrundsatzes, eine
maoglichst objektivierte (willkiirfreie) Verwendung von Wahlrechten zu gewahrleisteten, ware es nicht

sachgerecht, das Wahlrecht innerhalb von einheitlich gefiihrten Portfolios unterschiedlich auszuliben.

Um die Einhaltung dieses Grundsatzes nachzuvollziehen, ist auf Grund von 8 190 UGB eine ange-

messene Dokumentation in den Biichern erforderlich.

Die Bonitat der Gegenpartei ist deshalb kein geeignetes Kriterium, weil sie nicht die Art und Funktion
der finanziellen Vermégensgegenstéande im Unternehmen widerspiegelt, sich laufend verandern kann
(also von vornherein nicht stetig ist) und eine wesentliche Verschlechterung der Bonitéat ohnedies ein
Hinweis auf eine dauerhafte Wertminderung ware, sodass vom Wahlrecht des § 204 Abs. 2 letzter

Satz UGB kein Gebrauch gemacht werden kénnte.

Frage5 Wie konnen bei der Bewertung von Wertpapieren des An-
lage- (8 224 Abs. 2 A. lll. Z. 5 UGB) und des Umlaufvermo-
gens (8 224 Abs. 2 B. Ill. Z. 2 UGB) inaktive Markte von akti-
ven Méarkten unterschieden werden?

(22) Der beizulegende Wert von Wertpapieren des Anlage- (8 224 Abs. 2 A. 1ll.
Z.5 UGB) und des Umlaufvermogens (8 224 Abs. 2 B. lll. Z. 2 UGB) ist der
beizulegende Zeitwert gemaR § 237a Abs. 3 UGB.? Dieser beizulegende
Zeitwert entspricht dem Marktwert der Wertpapiere, sofern ein solcher fest-
stellbar ist.

(23) Borsenkurse oder Marktpreise in einem aktiven Markt sind im Sinne des
§ 237a Abs. 3 UGB bei der Feststellung von Marktwerten heranzuziehen. Fur
Bdrsenkurse oder Marktpreise in inaktiven Markten gilt dies nicht. Fur einen
inaktiven Markt konnen folgende Indikatoren® sprechen:

Nach den Materialien zum Fair Value-Bewertungsgesetz (BGBI. | 2003/118) ist der beizulegende
Zeitwert mit dem beizulegenden Wert gleichzusetzen (vgl. 176 der Beilagen XXIl. GP — Regie-
rungsvorlage — Materialien, S. 5).

Vgl. Report ,Measuring and disclosing the fair value of financial instruments in markets that are no
longer active* des IASB Expert Advisory Panels vom 31. Oktober 2008, Rz. 18f. und SFAS
157.A32B (Example 11 eingefiigt durch die FSP FAS 157-3 vom 10. Oktober 2008).
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(24)

(25)

(26)

— ein wesentlicher Einbruch des Handelsvolumens oder der Handelsaktivi-
taten;

— verfugbare Borsenkurse oder Marktpreise variieren wesentlich im Zeitab-
lauf oder zwischen Marktteilnehmern oder die Borsenkurse oder Markt-
preise sind nicht aktuell;

— ein wesentlicher Anstieg der Bid/Ask-Spreads.

Diese Indikatoren mussen fur sich genommen allerdings nicht notwendiger-

weise bedeuten, dass ein Markt inaktiv ist.*°

Kommt der Borsenkurs oder Marktpreis eines Wertpapiers des Anlage- oder
Umlaufvermogens in einem inaktiven Markt zustande, so ist sein beizulegen-
der Zeitwert, sofern dies moglich ist, aus den Marktwerten seiner einzelnen
Bestandteile oder aus dem Marktwert eines gleichartigen Wertpapiers abzu-

leiten.

Ist die Bestimmung des beizulegenden Zeitwertes eines Wertpapiers des An-
lage- oder Umlaufvermbégens gemal Rn (22) bis (24) nicht moglich, ist der
beizulegende Zeitwert gemal} 8§ 237a Abs. 3 UGB mit Hilfe allgemein aner-
kannter Bewertungsmodelle und -methoden zu bestimmen, sofern diese eine
angemessene Anndherung an den Marktwert gewéhrleisten. Bei der Anwen-
dung allgemein anerkannter Bewertungsmodelle und -methoden sind die zent-
ralen Annahmen, die jeweils der Bestimmung des beizulegenden Zeitwertes

zugrunde gelegt wurden, im Anhang anzugeben.

Im Sinne der Generalnorm des 8 222 Abs. 2 und des 8§ 236 erster Satz UGB
ist im Anhang Uber die Grinde fur die Annahme eines inaktiven Marktes sowie
Uber den Unterschiedsbetrag zwischen dem Kurs oder Preis auf dem inakti-
ven Markt und dem Buchwert zu berichten.

10

Vgl. Rz. 23 des CESR Statement ,Fair value measurement and related disclosures of financial

instruments in illiquid markets" (Ref: CESR/08-437, Juli 2008).
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Frage 6 Kann bei der Bewertung von Finanzanlage- und Finanzum-

(27)

(28)

(29)

laufvermogen statt des Borsenkurses am Abschlussstichtag
auch ein durchschnittlicher Boérsenkurs rund um den Ab-
schlussstichtag herangezogen werden?

Wenn Finanzanlage- oder Finanzumlaufvermégen zum Bérsenkurs bewertet
werden muss und der Borsenkurs sich an einem aktiven Markt gebildet hat, ist
grundsatzlich der Kurs am Abschlussstichtag heranzuziehen.

Bei volatilen Kursen rund um den Abschlussstichtag kann ein Durchschnitts-
kurs herangezogen werden.'! Liegt der Kurs am Abschlussstichtag tiber dem
allgemeinem Kursniveau (z.B. auf Grund von ,Ultimogeschaften®), ist jeden-
falls eine Anpassung an den Durchschnittskurs erforderlich. Die Frist fir die
Durchschnittsbildung soll zehn Bérsetage (Schlusskurs an je funf Borsetagen
vor und nach dem Abschlussstichtag) nicht Ubersteigen. Die gewahlte Be-
wertungsmethode ist stetig anzuwenden. Ein Abweichen von der Stetigkeit ist
gemal 8§ 201 Abs. 2 letzter Satz UGB nur bei Vorliegen besonderer Umstande
(etwa wechselnde Marktbedingungen) zulassig.*? Eine Bewertung zum Kurs
eines vor dem Abschlussstichtag liegenden Tages ist bei Marktvolatilitdten
keinesfalls zulassig.

Im Sinne der Generalnorm des 8§ 222 Abs. 2 und des 8 236 erster Satz UGB
istim Anhang tber eine Durchschnittsbildung geméaf Rn (28) zu berichten.

Frage 7 Wie sind Wertminderungen von Investmentfondsanteilen im

(30)

Finanzanlagevermdgen zu bilanzieren?

Anteilsscheine an Investmentfonds sind eigenstandige finanzielle Vermdgens-
gegenstande und als solche Gegenstand der Bilanzierung. Ein Anteilsschein
kann nur insgesamt dem Finanzanlagevermdgen oder dem Finanzumlaufver-

maogen zugeordnet werden und nur insgesamt zu seinen Anschaffungskosten

11

Vgl. Gassner et al. in Straube, HGB II’/RLG § 207 Rz. 9.

2 vgl. Frage 4, Rn (16) ff.
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(31)

(32)

(33)

oder, wenn niedriger, grundsatzlich zu seinem niedrigeren beizulegenden

Wert angesetzt werden.

Der beizulegende Wert von Investmentfondsanteilen ist grundséatzlich sein
Rechenwert, sofern keine Indizien fur einen abweichenden beizulegenden

Wert vorliegen.

Zur Beurteilung, ob eine Wertminderung eines Investmentfonds voraussicht-
lich von Dauer oder nur voribergehend ist, sind weitere, nachfolgend be-
schriebene Besonderheiten zu beachten.

Eine vorubergehende Wertminderung des Investmentfondsanteils kann nur
dann vorliegen, wenn die Wertminderung nicht auf Verlusten basiert, die im
Fonds bereits durch Umsatzakte realisiert wurden. Ferner liegt eine voriber-
gehende Wertminderung nur dann vor, wenn auf absehbare Zeit vertraglich
oder faktisch ausgeschlossen ist, dass wertgeminderte Veranlagungen des

Fonds verauRert werden (mussen).
Beispiele:
—  Ein Fonds ist folgendermal3en strukturiert:

o Der Fonds wird ausschlie3lich von einem Investor oder von einer
Gruppe von Investoren gehalten, die eine schriftich dokumentierte
gemeinsame Strategie verfolgen, die auf dauerhaftes Halten der im
Fonds befindlichen Wertpapiere abzielt.

o Der Investor oder die Gruppe der Investoren als Anteilsinhaber beein-
flusst die Veranlagungsstrategie des Fonds mal3geblich.

o Bei mehreren Anteilsinhabern ist die Absicht samtlicher Anteilsinha-
ber, Anteilsscheinrickldsungen dauerhaft zu unterlassen, schriftlich

dokumentiert.

Auf die Absicht, Anteilsscheinriicklosungen zu unterlassen, kommt es
insoweit nicht an, als wahrscheinliche Anteilsriickldsungen anderer

Investoren durch im Fonds vorhandene liquide Mittel und marktgangi-
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(34)

ge, nicht wertgeminderte Veranlagungen ausreichend bedient werden

koénnen.

—  Der Manager eines Fonds iSd vorigen Teilstrichs hat wertgeminderte Ak-
tien bereits veraufRert und den Erl6s in Anleihen investiert. Der daraus
resultierende Verlust ist damit bereits realisiert, sodass aus Sicht des In-
vestors eine dauerhafte Wertminderung vorliegt.

—  Ein Unternehmen investiert in einen Dachfonds, der wiederum in mehre-
re Einzelfonds investiert. Bei Dachfonds kann idR nicht zuverlassig aus-
geschlossen werden, dass wertgeminderte Veranlagungen der nachge-
lagerten Fonds verdufRert werden (mussen). Wertminderungen des An-
teils am Dachfonds sind daher grundséatzlich als dauerhafte Wertminde-

rungen zu behandeln.

Ist eine Veraulerung wertgeminderter Veranlagungen auf absehbare Zeit
ausgeschlossen (Rn (33)), dann ist das Vorliegen einer dauerhaften Wertmin-
derung anhand der Zusammensetzung des Investmentfondsvermdgens zu

beurteilen:

—  Enthélt der Fonds zu tber 90 % seines Vermdgens nur festverzinsliche
finanzielle Vermbgensgegenstidnde mit fixem Einldsungsbetrag und ist
der Fonds héchstens Verbindlichkeiten von 10 % seines Vermdgens ein-
gegangen, ist eine Verminderung des Rechenwerts, die vorwiegend auf
die Bonitat der Emittenten zurtickzufihren sind, ein Indikator fur eine
dauerhafte Wertminderung des Fondsanteils; durch Marktzinsdnderun-
gen bedingte Verminderungen des Rechenwerts stellen idR keine dauer-
hafte Wertminderung dar (heranzuziehen sind die Kriterien der Rn (9) ff).

—  Enthalt der Fonds (auch) Aktien, Partizipationsscheine und vergleichbare
Finanzinstrumente (einschliel3lich jene mit eingebetteten Derivaten) von
Uber 10 % seines Vermogens oder ist der Fonds Verbindlichkeiten von
Uber 10 % seines Vermogens eingegangen, dann ist bei einer langer an-
haltenden oder wesentlichen Verminderung des Rechenwerts jedenfalls
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von einer dauerhaften Wertminderung auszugehen (heranzuziehen sind
die Kriterien der Rn (13) ff).

(35) Ist die aktuelle Zusammensetzung des Fonds nicht in einem ausreichenden
Detaillierungsgrad bekannt, um die in Rn (34) erster und zweiter Teilstrich ge-
nannten Indikatoren zu Uberprifen, ist bei einer wesentlichen oder langer an-
dauernden Verminderung des Rechenwerts auf Grund des Vorsichtsprinzips

jedenfalls von einer dauerhaften Wertminderung auszugehen.

(36) Wurde der Fonds voribergehend suspendiert und stehen keine aktuellen
Rechenwerte mehr zur Verfigung, so ist der beizulegende Wert nach allen
verfugbaren Informationen unter Berlcksichtigung der letzten bekannten Zu-
sammensetzung zu schétzen, wobei im Zweifel eher von einem niedrigeren

als von einem héheren Wert auszugehen ist.

Basis for Conclusions:

Zu Rn (30): Der Rechenwert, der z.B. bei Gsterreichischen Fonds auf Grund von § 7 InvFG bzw. § 8
ImmolnvFG ermittelt wird, entspricht im Regelfall dem beizulegenden Wert. Gibt es allerdings Indizien
dafir, dass der Rechenwert nicht die tatsachlichen, aktuellen Wertverhéltnisse im Fondsvermdgen
widerspiegelt, muss der beizulegende Wert gesondert ermittelt werden (bei der Ermittlung des
beizulegenden Wertes der Anteilsscheine sind hinsichtlich des Fondsvermégens die Grundsétze in
Frage 5 zu beachten). Bei Bewertungsunsicherheiten sind auch die unterschiedlichen Zielsetzungen
zu beachten: Wahrend die Rechenwerte einer mdglichst neutralen Festsetzung von Ausgabe- und
Rucknahmepreisen dienen, ist das UGB mit dem Vorsichtsprinzip dem Glaubigerschutz verpflichtet,

wonach im Zweifel eher von einem niedrigeren als von einem héheren Wert auszugehen ist.

Zu Rn (32) ff: Die Literatur stellt fir die Beurteilung der Dauerhaftigkeit grundsatzlich auf die
Zusammensetzung des Fondvermégens ab (vgl. Scharpf/Schaber, Handbuch Bankbilanz® (2009),
S. 109 mwN, Stoffler, Versicherungswirtschaft 2005, S. 337, Freiling et al., Versicherungswirtschaft
2006, S. 1306). Allerdings verbietet der Grundsatz der Einzelbewertung, einen Anteilsschein in
Bewertungsobjekte zu zerlegen und die Frage der Dauerhaftigkeit gesondert zu beurteilen. Somit
kann auch kein ,Zwischenwert* zwischen Anschaffungskosten und niedrigerem beizulegenden Wert
(Rechenwert) angesetzt werden, der dauerhafte von nicht dauerhaften Verlusten im Fondsvermdégen
trennt. Im Zweifel ist wegen des Vorsichtsprinzips eher von einer dauerhaften Wertminderung

auszugehen.
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Zu Rn (34): Der Fondsanteil wird durch einen wesentlichen Anteil von Eigenkapitalinstrumenten oder
strukturierten Instrumenten hinsichtlich des Verlustrisikos selbst zu einem Instrument, dessen
Wertminderung wie bei Aktien zu beurteilen ist (es kommt nicht mehr nur auf die Bonitat der
Wertpapieremittenten an, sondern darauf, ob die Kurse wesentlich oder dauerhaft gesunken sind oder
die Wertminderung auf einer Verschlechterung im Marktumfeld der Wertpapieremittenten beruht). Bei
wesentlicher Fremdfinanzierung (Leverage) steigt das Risiko der Anteilsinhaber, dhnlich wie bei einem
Eigenkapitalinstrument. Daher ist der Fondsanteil wie eine Aktie zu beurteilen. Derivate, die nicht blof3

Sicherungsinstrumente sind, fiihren zum selben Ergebnis.

Ein Uberschreiten von 10 % in Bezug auf das Fondsvermogens wurde in Anlehnung an § 4 Abs. 3
InvFG als Wesentlichkeitsgrenze gewahlt, ab wann Fondsanteile zur Beurteilung der Dauerhaftigkeit

wie Aktien zu behandeln sind.

Frage 8 Wann kommt es bei einem Tausch finanzieller Vermdgensge-
genstande oder bei Veraul3erung in Form einer gemischten
Transaktion zur Ergebnisrealisierung?

(37) Bei einem origindr angeschafften finanziellen Vermdgensgegenstand (z.B.
einer Kreditforderung oder einer Ausleihung) entsprechen die Anschaffungs-
kosten grundsatzlich dem Auszahlungsbetrag einschliel3lich allfalliger An-
schaffungsnebenkosten; der Anschaffungsvorgang ist grundsatzlich erfolgs-
neutral. Entspricht der Auszahlungsbetrag aber nicht dem beizulegenden
Wert, ist zu prifen, ob nicht zugleich andere Finanzinstrumente angeschafft
oder veraul3ert bzw. andere Leistungen erbracht wurden. Wird ein finanzieller
Vermogensgegenstand von einem Gesellschafter oder einem verbundenen
Unternehmen erworben, dann stellen allfallige Differenzen zum fremdublichen
Wert regelmalig einen Gesellschafterzuschuss oder eine verdeckte Ausschut-
tung dar, die als solche gesondert zu erfassen und nach Mal3gabe des § 237
Z 8b UGB im Anhang anzugeben sind; dies gilt entsprechend fir die Veraulie-

rung finanzieller Vermdgensgegenstande.

(38) Erhéalt das Unternehmen einen finanziellen Vermdgensgegenstand als
Gegenleistung fur die Hingabe eines anderen finanziellen Vermdgensgegen-
stands, dann liegt grundsatzlich ein erfolgswirksamer Umsatzakt vor, sofern
der Vorgang nicht unter § 202 Abs. 2 UGB fallt. Der beizulegende Wert des
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(39)

(40)

hingegebenen finanziellen Vermdgensgegenstands stellt die Anschaffungs-
kosten des erworbenen finanziellen Vermodgensgegenstands dar. Kann der
beizulegende Wert (gemald § 237a UGB) des hingegebenen Vermogensge-
genstandes nicht verlasslich ermittelt werden, dann ist der beizulegende Wert
des erhaltenen Vermégensgegenstandes das beste Indiz fur diesen Wert, so-

fern keine Hinweise auf eine nicht fremdubliche Transaktion vorliegen.

Beispiel: Unternehmen A verdulRert wertgeminderte, bérsennotierte Anleihen
(Nominale und Buchwert 100 T€, beizulegender Wert 85 T€) an Unternehmen
B und erwirbt im Gegenzug Nullkuponanleihen mit langer Restlaufzeit (Nomi-
nale 100 T€, beizulegender Wert 84 T€). Durch den Tausch kann die Erfas-
sung des Wertverlustes der veraul3erten finanziellen Vermdégensgegenstande
nicht verhindert werden. Der Veraul3erungsverlust ist zu erfassen. Die An-
schaffungskosten der erhaltenen Nullkuponanleihen ergeben sich aus dem
beizulegenden Wert der hingegebenen Anleihen (85 T€). Im Rahmen der
Folgebewertung ist nach den jeweils einschlagigen Bestimmungen zu prifen,
ob der erhaltene Gegenstand auf seinen niedrigeren beizulegenden Wert ab-

zuschreiben ist.

Kein erfolgswirksamer Tauschvorgang, sondern ein einheitlicher Anschaf-
fungs- oder VerduRRerungsvorgang, ist die Erfullung eines Options- oder
Wandlungsrechts oder eines Termingeschéafts durch physische Lieferung.
Auch ein Aktiensplit oder vergleichbare Vorgénge sind erfolgsneutral.

Ein VeraulRerungsgewinn darf nur dann realisiert werden, wenn im Wesentli-
chen alle Chancen und Risiken aus dem hingegebenen Finanzinstrument
endgultig tbertragen wurden. Dies ist beispielsweise dann nicht der Fall, wenn
der erhaltene Vermégensgegenstand ein vergleichbares Chancen- und Risi-

koprofil wie der hingegebene Vermbgensgegenstand aufweist.

Basis for Conclusions

Zu Rn (37): Auf Grund des Anschaffungskostenprinzips ist der Auszahlungsbetrag auch bei

unzureichend verzinsten finanziellen Vermdgensgegenstanden heranzuziehen (vgl. etwa Ellrott/Brendt
in Beck Bil-Komm’ (2010), § 255 HGB Rn 257). Da Transaktionen mit unabhangigen Dritten aber idR
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zu marktiblichen Bedingungen erfolgen, kénnen Abweichungen von den marktiiblichen Bedingungen
ein Hinweis auf das Vorliegen anderer Finanzinstrumente sein (z.B. Derivate, Garantien), die auf
Grund des Einzelbewertungsgrundsatzes ggf. gesondert zu erfassen sind. Bei Transaktionen mit
Gesellschaftern oder nahe stehenden Unternehmen kann in diesem Fall eine Leistung auf Grund der
Gesellschafterstellung (Zuschuss oder verdeckte Ausschittung) vorliegen; die konkrete Bilanzierung

richtet sich nach der Art der Leistung und wird an dieser Stelle nicht besprochen.

Zu Rn (50): Tauschvorgange von Finanzinstrumenten sind in der Literatur bisher kaum kommentiert.
Allgemein — also nicht konkret fir Finanzinstrumente — geht die Literatur zum deutschen HGB von
einem Wahlrecht zwischen einer Gewinnrealisierung und einer erfolgsneutralen Behandlung bzw. der
Buchwertfortfilhrung aus (vgl. etwa Ellrott/Brendt in Beck Bil-Komm’ (2010), § 255 HGB Rn 131). Fiir
den Verlustfall wird dabei aber keine erfolgsneutrale Erfassung gefordert. Die 6sterreichische Literatur
bevorzugt eher die erfolgswirksame Behandlung (vgl. Gassner et al. in Straube, HGB-Kommentar?,
Bd. 2 (2000), § 203 HGB Rn 10; Hueber/Kofler in Kofler et al, HBA®, 1. Lfg (1998), § 203 Abs. 2 HGB
Rn 72 f; Janschek/Jung in Hirschler, Bilanzrecht (2009), § 203 Rn 47 mwN).

Unstrittig ist allerdings, dass die VerauRerung eines Vermogensgegenstandes auf Ziel (also gegen
eine Geldforderung) grundsatzlich erfolgswirksam ist: Die Forderung — ein Finanzinstrument — ist mit
dem Geldbetrag (bzw. Barwert) und nicht mit dem Buchwert des hingegeben Vermégensgegenstands
zu bewerten. Eine erfolgsneutrale Verbuchung von Tauschvorgangen kann daher bei Finanzinstru-
menten nicht generell zuldssig sein. Aus Sicht des AFRAC ist eine Differenzierung nach der Art des
erhaltenen Finanzinstruments allerdings nicht sachgerecht, weil alle Finanzinstrumente Anspriiche auf

Geldfliisse verkorpern.

Der Erfolg aus einem Tauschvorgang ergibt sich indirekt aus dem Anschaffungskostenbegriff des
§ 203 Abs. 2 bzw. § 206 Abs. 2 UGB und nicht umgekehrt. Daher ist grundséatzlich der (absatzorien-
tierte) beizulegende Wert des hingegebenen Vermégensgegenstandes malgeblich (Janschek/Jung in
Hirschler, Bilanzrecht (2009), § 203 Rn 47 mwN).

Zu (40): Die generelle Frage, welche Formen der Ubertragung von Finanzinstrumenten zur
Gewinnrealisierung bzw. zur Ausbuchung fihren, wird (mit Ausnahme der Frage 10) in dieser
Stellungnahme nicht ausfiihrlich behandelt. Beispielsweise fiihrt ein Tausch gegen ein weitgehend
gleiches Finanzinstrument oder die Zuriickbehaltung wesentlicher Chancen oder Risiken im Rahmen
von Garantien oder Kreditderivaten nicht zur endgultigen Ubertragung. Zur Losung weiterfiihrender
Fragen kdnnen insoweit die Stellungnahmen des deutschen Instituts der Wirtschaftsprifer zur
Orientierung herangezogen werden, und zwar IDW ERS HFA 13 (Einzelfragen zum Ubergang von
wirtschaftlichem Eigentum und zur Gewinnrealisierung nach HGB, WPg Supplement 1/2007, S. 69 ff.)
und IDW RS HFA 8 (Zweifelsfragen der Bilanzierung von asset backed securities-Gestaltungen und
ahnlichen Transaktionen, WPg 21/2002, S. 1151 ff. und WPg 4/2004, S. 138).
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Frage 9 Wie sind Pensionsgeschéafte und Wertpapierleihegeschafte zu

(41)

(42)

bilanzieren?

Pensionsgeschafte (,Repurchase Agreements) werden vorwiegend von
Kreditinstituten, aber auch von anderen Unternehmen abgeschlossen; daher
wird nachfolgend die Behandlung branchenunabhangig dargestellt.

Pensionsgeschafte sind Vertrage, durch die ein Unternehmen (Pensionsge-
ber) ihm gehorende Vermobgensgegenstande einem anderen Unternehmen
(Pensionsnehmer) gegen Zahlung eines Betrages ubertragt und in denen
gleichzeitig vereinbart wird, dass die Vermdgensgegenstande spater gegen
Entrichtung des erhaltenen oder eines im Voraus vereinbarten anderen Betra-
ges an den Pensionsgeber zurtick Gbertragen werden. Im Regelfall handelt es

sich dabei um Wertpapiere.

Echte Pensionsgeschéfte:

(43)

(44)

Ubernimmt der Pensionsnehmer die Verpflichtung, die Vermdgensgegenstan-
de zu einem bestimmten oder vom Pensionsgeber zu bestimmenden Zeit-
punkt zurtickzulbertragen, so handelt es sich um ein echtes Pensionsge-
schaft.

Da auf Grund der Ruckgabeverpflichtung zwar das zivilrechtliche Eigentum,
nicht aber das wirtschaftliche Eigentum auf den Pensionsnehmer Ubergehen,
darf der Pensionsgegenstand vom Pensionsgeber nicht ausgebucht werden:
,Im Falle von echten Pensionsgeschaften sind die Ubertragenen Vermogens-
gegenstande in der Bilanz des Pensionsgebers weiterhin auszuweisen. Der
Pensionsgeber hat in Hohe des fiir die Ubertragung erhaltenen Betrages eine
Verbindlichkeit gegenuber dem Pensionsnehmer auszuweisen. Ist fur die
Ruckubertragung ein héherer oder ein niedrigerer Betrag vereinbart, so ist der
Unterschiedsbetrag Uber die Laufzeit des Pensionsgeschaftes zu verteilen.
AulR3erdem hat der Pensionsgeber den Buchwert der in Pension gegebenen
Vermogensgegenstande im Anhang anzugeben. Der Pensionsnehmer darf die
ihm in Pension gegebenen Vermdgensgegenstande nicht in seiner Bilanz
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(45)

(46)

(47)

ausweisen; er hat in Hohe des fir die Ubertragung gezahlten Betrages eine
Forderung an den Pensionsgeber in seiner Bilanz auszuweisen. Ist fir die
Ruckubertragung ein héherer oder ein niedrigerer Betrag vereinbart, so ist der
Unterschiedsbetrag Uber die Laufzeit des Pensionsgeschafts zu verteilen.”
(8 50 Abs. 4 BWG).

Differenzen zwischen dem erhaltenen Betrag und dem vereinbarten
Rucknahmepreis sind periodengerecht als Zinsen zu erfassen. Laufende Er-
trdge aus dem Pensionsgut (z.B. Zinsen oder Dividenden) sind dem Pensi-
onsgeber zuzurechnen und werden entsprechend dem Bilanzausweis beim
Pensionsgeber erfasst (flie3en sie nicht direkt dem Pensionsgeber zu, so wird
idR ein Differenzausgleich vereinbart).

Das echte Pensionsgeschaft wird somit als Kreditgewahrung bilanziert, das
Pensionsgut dient dem Pensionsnehmer als Kreditsicherheit; sein beizulegen-
der Wert abzuglich der Verwertungskosten stellt ggf. die Untergrenze fir eine
Abschreibung im Fall einer Wertminderung der Forderung an den Pensions-
geber dar. Weicht der vereinbarte Kaufpreis vom Buchwert ab, entsteht kein
VeraulRerungsgewinn oder -verlust. Ein niedrigerer Kaufpreis kann aber ein

Hinweis auf eine Wertminderung sein.

Bei echten Pensionsgeschaften ist ferner § 237 Z 1 lit. ¢ UGB zu beachten.
Danach ist im Rahmen der Angaben zu Verbindlichkeiten eine gesonderte
Angabe des Gesamtbetrags von Verbindlichkeiten erforderlich, fir die dingli-
che Sicherheiten bestellt sind, unter Angabe von Art und Form der Sicherhei-

ten.

Unechte Pensionsgeschéafte

(48)

Ist der Pensionsnehmer lediglich berechtigt, die Vermbégensgegenstande zu
einem vorher bestimmten oder von ihm noch zu bestimmenden Zeitpunkt zu-
rickzuidbertragen, so liegt ein unechtes Pensionsgeschaft vor. Im Falle von

unechten Pensionsgeschaften sind die Vermodgensgegenstande nicht in der
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(49)

(50)

(51)

(52)

(53)

Bilanz des Pensionsgebers, sondern in der Bilanz des Pensionsnehmers aus-

zuweisen.

Die Frage, ob ein Ruckubertragungsrecht oder eine Ruckubertragungspflicht
vorliegt und somit das wirtschaftliche Eigentum lbergeht, ist nicht nur nach
zivilrechtlichen, sondern auch nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten auszule-
gen. Hat sich der Pensionsnehmer schon bei Abschluss des Vertrags wirt-
schaftlich zur Ruckubertragung verpflichtet, liegt ein echtes Pensionsgeschaft
vor (etwa weil der vereinbarte Preis fur die Ruckubertragung um vieles hoher
ist als der Wert des Wertpapiers, sodass mit einer Rickubertragung sicher zu

rechnen ist).

Der Pensionsgeber hélt den Buchwert des ausgebuchten Pensionsgegen-
standes fur den Fall eines spateren Ruckerwerbs in Evidenz. Liegt der Verau-
Rerungspreis unter dem Buchwert, hat er die Differenz im Zeitpunkt der Uber-
tragung als VeraulRerungsverlust zu erfassen; der um diesen Verlust vermin-
derte Buchwert wird fir den Fall eines spateren Ruckerwerbs in Evidenz ge-
halten.

Ist der erhaltene Kaufpreis héher als der Buchwert des Pensionsgegenstands,
dann darf dieser Gewinn erst dann realisiert werden, wenn es zu keiner Ruck-
Ubertragung aus dem Pensionsgeschéaft mehr kommen kann (Verfall des
Ruckubertragungsrechts). Die Differenz zwischen Kaufpreis und Buchwert
wird in einer Ruckstellung fir schwebende Geschéfte erfasst.

Fallt wahrend der Laufzeit des Pensionsgeschafts der beizulegende Wert des
Pensionsgegenstands unter den in Evidenz gehaltenen Buchwert, ist die Diffe-
renz (ggf. zusatzlich) als Rickstellung fiur drohende Verluste aus schweben-
den Geschaften zu erfassen.

Wird der Pensionsgegenstand zurlckerworben, ist er mit dem in Evidenz
gehaltenen Buchwert zu aktivieren. Zugleich werden der zu leistende Kauf-
preis erfasst und allfallige Ruckstellungen fur schwebende Geschafte aufge-
|6st. Eine Differenz zwischen dem Buchwert einerseits und dem Kaufpreis ab-
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(54)

(55)

(56)

(57)

zuglich der Ruckstellung andererseits ist erfolgswirksam. Unterbleibt der
Ruckkauf endgultig, so hat der Pensionsgeber die Ruckstellung fir schwe-

bende Geschafte aufzulésen und als VerduRerungsgewinn zu vereinnahmen.

Liegt der Buchwert des =zurlckubertragenen Pensionsguts unter den
historischen Anschaffungskosten, ist bei einer spateren Wertsteigerung nach
Maf3gabe des § 208 UGB eine Zuschreibung erforderlich.

Ist der Pensionsgeber ein Kreditinstitut, hat er unter der Bilanz den fur den Fall
der Rickubertragung vereinbarten Betrag anzugeben (Anlage 2 zu § 43 BWG,
zweiter Posten unter der Bilanz, darunter: Verbindlichkeiten aus Pensionsge-
schaften). Wurden Ruckstellungen erfasst, vermindert sich der unter dem
Strich anzugebende Betrag.

Ist der Pensionsgeber kein Kreditinstitut, ist die Verpflichtung zur Ricknahme
gemal 8§ 237 Z 8 UGB anzugeben. Wurden Rickstellungen erfasst, vermin-

dert sich der im Anhang anzugebende Betrag.

Der Pensionsnehmer hat beim unechten Pensionsgeschaft das Ubertragene
Pensionsgut in Hohe des bezahlten Kaufpreises zu aktivieren. Das Rickgabe-
recht wirkt wie eine Kursgarantie; der Ausibungspreis des Rechts stellt die
Untergrenze fur allfallige Abschreibungen dar, sofern die Bonitat des Pensi-
onsgebers gesichert ist.

Wertpapierleihegeschafte

(58)

(59)

Bei einer Wertpapierleihe tbertragt der Verleiher einem Entleiher Wertpapiere
fur eine bestimmte Zeit, wobei das zivilrechtliche Eigentum an den Entleiher
Ubergeht. Nach Ablauf der Leihfrist ist der Entleiher verpflichtet, Wertpapiere
gleicher Ausstattung und Menge zurtickzutibertragen. Zivilrechtlich handelt es
sich dabei grundsatzlich um ein Sachdarlehen. Dem Verleiher verbleiben auf
Grund der Vertragsgestaltung regelmaflig der Anspruch auf Zinsen oder Divi-

denden sowie samtliche Chancen und Risiken von Kurséanderungen.

Da die Chancen und Risiken des Wertpapiers nicht an den Entleiher
Ubergehen und die Verfigungsmacht nur voribergehend und eingeschrankt
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Ubertragen wird, sind die Wertpapiere vom Verleiher nicht auszubuchen und
vom Entleiher nicht zu erfassen. Das Wertpapier ist durch den Verleiher nach
den fur das Finanzanlage- bzw. Finanzumlaufvermégen geltenden Bestim-
mungen zu bewerten. Bei einer wesentlichen Verschlechterung der Bonitat
des Entleihers (vgl. Rn (10) ff) hat der Verleiher ggf. eine zuséatzliche Ab-
schreibung vorzunehmen, soweit keine ausreichenden Sicherheiten gestellt

wurden.

Basis for Conclusions

Zu Rn (44) und (48): Die Definition des echten Pensionsgeschéfts ist § 50 Abs. 1 und 2 BWG
entnommen, die Ausfiihrungen zur Bilanzierung entsprechen wortlich 8 50 Abs. 4 BWG. Die Definition
und die Bilanzierung des unechten Pensionsgeschéfts ist § 50 Abs. 3 und 5 BWG entnommen. Diese
Regeln stellen auch fir Unternehmen, die keine Kreditinstitute sind, die malRgeblichen GoB fir die
Bilanzierung von Pensionsgeschaften dar (ebenso Perkounigg/Stecher in Dellinger, BWG-
Kommentar, 2. Lfg. (2008), § 50 Rn 26 mwN; Bdcking/Loéw/Wohlmannsetter in Miinchner Kommentar
zum AktG®, § 340b HGB Rn 2; Hennrichs in Miinchner Kommentar zum AktG? § 246 HGB Rn 149,
Bieg/Waschbusch/Kaufer, ZBB 2008, S. 64). Die Ruckibertragung muss dabei nicht in identischen
Wertpapieren erfolgen; auch gleichartige Wertpapiere sind umfasst (Bieg/Waschbusch/Kaufer, ZBB
2008, S. 65 mwN).

Da sich aus Sicht des AFRAC auch Nichtbanken an der Sonderregel des BWG zu orientieren haben,
wird die Anwendung der in § 198 Abs. 7 UGB vorgesehenen Méglichkeit zur sofortigen Erfassung

allfélliger Unterschiedsbetrage (Disagios) nicht empfohlen.

Echte (und unechte) Pensionsgeschéfte sind eine besondere Art von Transaktionen, bei denen die
Kreditgewahr und die Liquiditéatssteuerung im Vordergrund stehen und die gesamthaft zu betrachten
sind; daher sind die im BWG dafilr vorgesehenen Spezialregeln anzuwenden. Die mit Pensionsge-
schaften verbundenen Termingeschéafte (und Optionsgeschéafte) werden nicht gesondert nach der
(geplanten) AFRAC-Stellungnahme ,Die unternehmensrechtliche Bilanzierung von Derivaten und

Sicherungsgeschaften” bilanziert.

Zu Rn (45): Die Ertrage aus dem Pensionsgut werden zwar beim Pensionsgeber bilanziell erfasst, weil
dieser auch das Pensionsgut erfasst. Da sie ihm rechtlich nicht zustehen, ist — sofern sie ihm nicht
weiterverrechnet werden — idR auch ein Zinsaufwand fiur die Verbindlichkeit zu erfassen. Der
Pensionsnehmer verbucht spiegelbildlich einen Zinsertrag (Bieg/Waschbusch/Kaufer, ZBB 2008,
S. 65 und S. 66 mwN).
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Zu Rn (49): In der Literatur wird auch beim unechten Pensionsgeschaft zurecht eine Ausbuchung
abgelehnt, wenn bereits im Zeitpunkt der Ubertragung auf Grund eines uberhéhten Kaufpreises von
einer Ruckubertragung auszugehen ist (vgl. etwa Forschle/Kroner in Beck Bil-Komm’ (2010), § 246
HGB Rn 26; IDW ERS HFA 13 vom 29. 11. 2006, Rn 25). Diese Uberlegung betrifft nicht nur die
allgemeinen GoB des UGB, denn auch 8 50 BWG ist insoweit einer wirtschaftlichen Betrachtung

zuganglich. Es liegt somit kein Unterschied zu Kreditinstituten vor.

Zu Rn (50): Ein Verlust im Vergleich zum Buchwert ist auf Grund des imparitatischen Realisations-
prinzips jedenfalls zu realisieren, weil die Ruickibertragung nicht sicher ist (vgl.
Bieg/Waschbusch/Kaufer, ZBB 2008, S. 67 mwN). Ein Uber dem Ricknahmebetrag liegender
Marktwert kann die Verlustrealisierung nicht ausschlieRen, weil in diesem Fall die Rickibertragung

eher unwahrscheinlich ist).

Zu Rn (51) f: Diese Behandlung entspricht der Literaturmeinung in Deutschland (vgl. Scharpf/Schaber,
Handbuch Bankbilanz® (2009), S. 59 mwN; Krumnow et al., Rechnungslegung der Kreditinstitute
(2004), & 340b HGB Rn 36 f; ausfiihrlich Bieg/Waschbusch/Kaufer, ZBB 2008, S. 67 bis 69 mwN — die
eine Gewinnrealisierung in Hoéhe friherer Abschreibungen zulassen). Eine Gewinnrealisierung im
Zeitpunkt der Ubertragung scheidet aus, weil der Kaufpreis auch die Pramie fiir die Stillhalterposition
enthalt, der Pensionsgeber weiterhin das unbegrenzte Verlustrisiko tragt und der Kaufpreis nicht
notwendigerweise zu Marktbedingungen realisiert wurde, weil der Kaufer auf Grund des Rickibertra-
gungsrechts auch einen lUberhthten Preis akzeptieren kann (vgl. Krumnow et al., Rechnungslegung
der Kreditinstitute® (2004), § 340b HGB Rn 36 f). IDW ERS HFA 13 Tz 24 schlagt ohne weitere

Begriindung die Erfassung des unrealisierten Gewinns als Verbindlichkeit vor.

Zu Rn (54): Wird der Pensionsgegenstand zuriickiibertragen, erfahren die historischen Anschaffungs-
kosten mangels Umsatzakts keine Anderung, sodass § 208 UGB unverandert zur Anwendung kommt.
Eine Wertsteigerung kann idR erst nach der Rickibertragung eintreten; bei einer Wertsteigerung

wahrend der Laufzeit des Pensionsgeschafts erfolgt idR keine Riickiibertragung.

Zu Rn (56): Fir Kreditinstitute ist die Unterstrichangabe in § 50 Abs. 5 BWG explizit geregelt. Im
Bereich des UGB liegt eine sonstige finanzielle Verpflichtung vor (8 237 Z 8 UGB). Schwebende
Geschafte und Optionsverpflichtungen fallen namlich nicht unter § 199 (Nowotny/Tichy in Straube,
HGB-Kommentar®, Bd. 2 (2000), 8 199 HGB Rn 27; aA Perkounigg/Stecher in Dellinger, BWG-
Kommentar, 2. Lfg. (2008), § 50 Rn 26, die einen Anwendungsfall des § 199 UGB sehen). Soweit
Ruckstellungen erfasst wurden, vermindert sich die Unterstrichangabe bzw. die Anhangangabe, um
einen Doppelerfassung des Kreditrisikos zu vermeiden, weil insoweit schon eine bilanzielle Vorsorge
eingestellt wurde (Krumnow et al. Rechnungslegung der Kreditinstitute? (2004), § 340b HGB Rn 37).

Zu Rn (57): Die Behandlung entspricht der Literaturmeinung (vgl. zuletzt Bieg/Waschbusch/Kaufer,
ZBB 2008, S. 68f)
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Zu Rn (59) — Wertpapierleihe: Die Frage nach der Ausbuchung des verliehenen Wertpapiers ist in der
Literatur umstritten. Das &ltere deutsche Schrifttum, das sich auch auf zwei Schreiben der friheren
deutschen Bankenaufsicht stiitzt, beflirwortet Ausbuchung (ebenso Gassner/Géth/Tumpel,
Optionsgeschaft und Wertpapierleihe (1992), S. 89; ebenso noch Férschle/Usinger in Beck Bil-Komm’
(2010), § 254 Rn 121 ohne weitere Begrindung). Von den Befurwortern der Ausbuchung wird aber
dennoch eine Gewinnrealisierung beim Verleiher (soweit es sich um keine Wertaufholung handelt)
wegen des zurlickbehaltenen Verlustrisikos abgelehnt und eine analoge Bewertung der Sachforde-
rung zum Wertpapier verlangt (vgl. auch Gassner/Géth/Tumpel, Optionsgeschéft und Wertpapierleihe
(1992), S. 90 und Férschle/Usinger in Beck Bil-Kkomm’ (2010), § 254 Rn 121). Die Entscheidung tiber
die Ausbuchung ist beim Verleiher somit vor allem eine Ausweisfrage. Firr den Entleiher geht es um
die Aktivierung des Wertpapiers verbunden mit der Passivierung einer stets gleich hohen Riickiber-
tragungsverbindlichkeit (was bei entleihenden Banken die regulatorischen Kapitalerfordernisse
erhoht).

ADS lassen die Frage offen (die Ausbuchung sei ,vertretbar”, nicht aber bei Barsicherheiten, weil dies
einem echten Pensionsgeschaft entspricht; ADS® (1995) Bd. 6, § 246 HGB Rn 356). Fir die
Ausbuchung spricht nach ADS vor allem das Bonitatsrisiko, namlich dass der Entleiher die
Ruckibertragungsverpflichtung nicht erfillen kann. Allerdings ist das Bonitétsrisiko des Entleihers
nicht generell héher als das Bonitétsrisiko des Wertpapiers an sich, sodass mit einem Ausweis als
Forderung anstatt als Wertpapier keine zusatzliche Risikoinformation vermittelt wird. Anders als
klassische Forderungen haben Wertpapiere oft héhere Marktrisiken, was fur den Ausweis unter den
Wertpapieren spricht. In der Bilanz des Entleihers macht die Aktivierung des Wertpapiers seine

Risikosituation auch nicht transparenter, weil dieser kein Bonitats- oder Marktrisiko tragt.

Scharpf/Schaber (Handbuch Bankbilanz® (2009), S. 298 f mwN) und Krumnow et al. (Rechnungsle-
gung der Kreditinstitute® (2004), § 340b HGB Rn 71) verneinen die Ausbuchung mangels Ubertragung
des wirtschaftlichen Eigentums aus folgenden Griinden: Kein Ubergang der Chancen und Risiken (nur
Nutzungstibergang), Einwirkungsmoglichkeiten des Verleihers auf die Wertpapiere, Insolvenzrisiko
geht nicht Uber, Entleiher hat kein endglltiges Verfligungsrecht, dem Verleiher kommen weiterhin

Dividenden und Kupons zu und die Leihe kann kurzfristig gekiindigt werden.

Gegen die Ausbuchung spricht auch die Ahnlichkeit mit dem echten Pensionsgeschaft (so Goth,
Bilanzrecht der Kreditinstitute, Bd. 1 (1995), S. 196). Der wesentliche Unterschied, dass kein
Kaufpreis bezahlt wird, steht dem nicht entgegen, sondern ist ein weiteres Indiz gegen die
Ausbuchung, weil die Risikosituation des Verleihers dadurch nur verstarkt wird. IAS 39 sieht bei

Wertpapierleihen (derzeit) keine Ausbuchung vor.
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Kapitel 2 Spezifische Grundsatzfragen fur Kreditinstitute

Anwendungsbereich:

(60)

Die nachfolgenden Fragen betreffen Sonderfragen der Bilanzierung von
finanziellen Vermdgenswerten von Kreditinstituten, die auf den Bestimmungen
der 88 43 ff BWG beruhen und daher nicht auf andere Unternehmen uber-
tragbar sind. Die Fragen gelten nach Mal3gabe von § 73 WAG und § 25 Za-
DiG iVm 88 43 ff BWG auch fur Wertpapierfirmen und Zahlungsinstitute.

Frage 10 Welche Grundséatze ordnungsmafiger Buchflihrung gelten ftr

(61)

(62)

Kreditinstitute?

Sowohl die kodifizierten als auch die nicht kodifizierten Grundsatze ord-
nungsmafiger Buchfihrung iSv 88 190, 195 und 201 Abs. 1 und 2 UGB gel-
ten auf Grund von § 43 Abs. 1 BWG auch fur Kreditinstitute, soweit die Rech-
nungslegungsbestimmungen des BWG keine Sonderbestimmungen enthalten.
Die Grundsatze ordnungsmaliger Buchfiihrung des UGB sind branchenunab-
hangig: Soweit es keine Sonderbestimmungen im BWG gibt, ist den Grunds-
atzen daher bei Kreditinstituten keine andere Bedeutung beizumessen als bei

Unternehmen, die keine Kreditinstitute sind.

Eine Sonderbestimmung, die zu einer Abweichung von den unternehmens-
rechtlichen Grundsatzen ordnungsmafiger Buchfuhrung fuhrt, ist 8 57 Abs. 1
letzter Satz BWG: ,§ 201 Abs. 2 Z 4 UGB™ ist unter Beriicksichtigung der Be-
sonderheiten des Bankgeschaftes anzuwenden.” Nach der Absicht des Ge-
setzgebers soll diese Bestimmung Kreditinstituten Erleichterungen bei der
Anwendung des imparitatischen Realisationsprinzips bringen.** Die Bestim-
mung fuhrt somit zu einer Abweichung zu 8 201 Abs. 2 Z 4 lit. a UGB, wonach

¥ Im Wortlaut des § 57 BWG noch § 201 Abs. 1 Z 4 UGB.
4 Erlauternde Bemerkungen zu BGBI 1993/532: 1130 BIgNR 18. GP zu § 57 Abs. 1 und 2 BWG.
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.hur die am Abschlussstichtag verwirklichten Gewinne auszuweisen sind”
(Realisationsprinzip). Hinsichtlich der 8 201 Abs. 2 Z 4 lit. b und ¢ UGB gibt es

keine Besonderheiten des Bankgeschatfts.

(63) Wie auch im UGB gibt es im BWG kodifizierte Bewertungsmethoden (bzw.
Bewertungswahlrechte), die im Konfliktfall den Grundsatzen ordnungsmafiger
Buchfiihrung vorgehen (z.B. die Mdglichkeit, gemal3 8 57 Abs. 1 erster und
zweiter Satz BWG in einem bestimmten Ausmal} stille Reserven zu bilden,

beizubehalten und jederzeit wieder aufzulésen).

Basis for Conclusions

Die GoB iSv 8§ 190, 195 und 201 UGB gelten auf Grund von 8§ 43 Abs. 1 BWG auch bei Kreditinstitu-
ten (Perkounigg/Stecher in Dellinger, BWG-Kommentar, 2. Lfg. (2008), § 43 Rn 28 f BWG). Die GoB
sind offentlich-rechtliche Normen und nach der juristischen Methodenlehre zu interpretieren; ein rein
induktives, aus der Praxis ehrbarer Kaufleute abgeleitetes Rechtsverstéandnis ist daher ausgeschlos-
sen (Krumnow et al., Rechnungslegung der Kreditinstitute® (2004), § 340e HGB Rn 68 mwN). Folglich
kann nur aus einer Ublichen Bankpraxis keine andere Interpretation der GoB abgeleitet werden als im
UGB, auRer die Abweichung beruht auf einer Sonderbestimmung des BWG (nur in letzterem Fall gibt
es so genannte ,Bank-GoB"). Dies ergibt sich auch aus § 57 Abs. 1 letzter Satz BWG: ,§ 201 Abs. 2
Z 4 UGB ist unter Berlicksichtigung der Besonderheiten des Bankgeschaftes anzuwenden.”; diese
Bestimmung ware sinnentleert, wenn ohnedies alle GoB nur unter Beriicksichtigung der Besonderhei-

ten des Bankgeschaftes anzuwenden waren.
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Frage 11 Welche Finanzinstrumente konnen von Kreditinstituten
abweichend von § 206 UGB zum beizulegenden Wert bewer-
tet werden und wie sind Umgliederungen zu erfassen?

Bodrsennotierte Wertpapiere des Umlaufvermdgens:

(64) GemalR § 56 Abs. 5 BWG kénnen zum Handel an einer anerkannten Bérse™
zugelassene Wertpapiere, die nicht die Eigenschaft von Finanzanlagen ha-
ben, zum hdheren Marktwert am Bilanzstichtag bilanziert werden. Der Unter-
schiedsbetrag zwischen den Anschaffungskosten und dem héheren Marktwert

ist im Anhang anzugeben.

(65) Bei Ausuibung des Wahlrechts sind samtliche Wertanderungen unmittelbar
erfolgswirksam. Wird das Wahlrecht — nach Mal3gabe der Rn (78) — erst nach
der Anschaffung in Anspruch genommen, ist die Differenz zum bisherigen
Buchwert erfolgswirksam zu erfassen. Eine Beschrdnkung der Gewinnaus-

schittung ist nicht vorgesehen.

(66) Das Wahlrecht zwischen einer Bewertung gemald 8 206 UGB und 8§ 56 Abs. 5
BWG ist fur art- und funktionsgleiche Wertpapiere (vgl. Rn (19)) einheitlich
auszuiben und kann in Folgeperioden nur bei Vorliegen besonderer Umstan-
de geandert werden (vgl. Rn (18)). Eine nachtragliche Anderung des Wabhl-
rechts und die dafir mafl3geblichen Grinde sind zu dokumentieren (Rn (7) f
gelten sinngemal3). Fallen die Voraussetzungen des 8§ 56 Abs. 5 BWG nach-
traglich weg (z.B. De-Listing des Wertpapiers oder Umwidmung in die Finanz-
anlagen), ist das Wahlrecht ab diesem Zeitpunkt nicht mehr anwendbar. Jede
Anderung der Ausnutzung des Wahlrechts gemaR § 56 Abs. 5 BWG ist im
Zeitpunkt der Anderung zu dokumentieren.

> Die anerkannte Borse ist in § 2 Z 32 BWG definiert (grundsétzlich ein geregelter Markt).
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Handelsbestand:

(67)

(68)

(69)

Auf Grund von 8 57 Abs. 1 letzter Satz BWG (vgl. Rn (74)) ist es aul3erdem
zuldssig, Finanzinstrumente des Handelsbestands zum beizulegenden Wert
zu bewerten. Dieses Wahlrecht kann nur einheitlich fur alle Finanzinstrumente
des Handelsbestands ausgetbt werden und ist beizubehalten, solange das

Kreditinstitut einen Handelsbestand fiihrt.

Dem Handelsbestand sind samtliche Positionen (Eigenhandelspositionen,
Positionen aus dem Handel fur Kunden sowie Positionen aus dem Market
Making) in Finanzinstrumenten und Waren zuzuordnen, die mit Handelsab-
sicht gehalten werden. Finanzinstrumente®®, die zur Absicherung oder Refi-
nanzierung bestimmter Risiken des Handelsbestands herangezogen werden,
sind ebenso dem Handelsbestand zuzuordnen. Diese Positionen dirfen kei-
nen Einschrankungen ihrer Marktfahigkeit unterliegen oder missen absicher-
bar sein. Eine Handelsabsicht liegt vor, wenn Positionen des Handelsbe-
stands zum Zweck des kurzfristigen Wiederverkaufs gehalten werden oder die
Absicht besteht, aus derzeitigen oder in Kirze erwarteten Kursunterschieden
zwischen dem Ankaufs- und dem Verkaufskurs oder aus anderen Preis- oder
Zinsschwankungen einen Gewinn zu erzielen. Die Einbeziehung von Positio-
nen in den Handelsbestand hat nach institutsintern festgelegten Kriterien zu
erfolgen. Die Umbuchung von Positionen in das oder aus dem Handelsbe-
stand ist fur sachverstandige Dritte nachvollziehbar zu dokumentieren und zu
begriinden. Zuordnungen missen stetig auf Grundlage der institutsintern fest-
gelegten Kriterien erfolgen (vgl. 8 22n BWG iVm 88 195 ff SolvaV).

Bei einer Bewertung zum beizulegenden Wert sind samtliche Wertdnderungen
unmittelbar erfolgswirksam. Eine Beschrankung der Gewinnausschuttung ist

nicht vorgesehen.

16

8§ 22n BWG spricht auch von (unmittelbar gehaltenen) Waren; dies ist bei Kreditinstituten aber idR

nicht von Relevanz.
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Umgliederung oder Aufgabe des Wahlrechts iSv § 56 Abs. 5 BWG:

(70)

(71)

(72)

Wird ein finanzieller Vermdgenswert aus dem zum beizulegenden Wert
bewerteten Handelsbestand in einen zu Anschaffungskosten bewerteten Be-
stand umgegliedert oder wird das Wahlrecht zum Ansatz héherer Marktwerte
iISv 8 56 Abs. 5 BWG nach Mal3gabe der Rn (78) nicht mehr angewendet,
dann sind nachfolgende, in Rn (83) und (84) beschriebene Besonderheiten zu

beachten.

Liegt der beizulegende Wert (Buchwert) in Zeitpunkt der Umgliederung oder
Anderung des Wahlrechts iSv § 56 Abs. 5 BWG unter den historischen An-
schaffungskosten, so ist der Buchwert in diesem Zeitpunkt fortzufihren. Eine
spatere Zuschreibung ist gemafl 8§ 208 UGB nur im Umfang einer spateren
Werterhéhung moglich. Die historischen Anschaffungskosten (oder im Fall des
8 56 Abs. 1 BWG der Ruckzahlungsbetrag) durfen dabei nicht Gberschritten

werden.
Beispiel:

Ein Kreditinstitut erwirbt im Februar X1 eine Aktie fir € 100 und ordnet sie
dem zum beizulegenden Zeitwert bewerteten Handelsbestand zu. Bis zum 30.
Juni X1 fallt der beizulegende Wert auf € 80. In diesem Zeitpunkt erfolgt eine
Umgliederung in einen zu Anschaffungskosten bewerteten Bestand. Der
Buchwert von € 80 wird fortgefuhrt. Im Fall eines weiteren Wertverlustes sind
zusatzliche Abschreibungen nach MaRRgabe der 88 204 und 207 UGB erfor-
derlich. Im Fall einer Werterh6hung ist eine Zuschreibung auf den beizulegen-
den Wert zul&ssig, hochstens aber bis zu den historischen Anschaffungskos-
ten von € 100.

Liegt der beizulegende Wert (Buchwert) in Zeitpunkt der Umgliederung oder
Anderung des Wabhlrechts iSv § 56 Abs. 5 BWG (iber den historischen An-
schaffungskosten, so kann dieser Buchwert fortgefuhrt werden. Im Fall eines
Schuldinstruments oder eines anderen festverzinslichen Wertpapiers iSv 8§ 56
Abs. 1 BWG muss der Unterschiedsbetrag zwischen dem hdéheren Buchwert
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(73)

und dem Ruckzahlungsbetrag dann in sinngeméafRer Anwendung des § 56
Abs. 2 BWG zeitanteilig abgeschrieben werden. Aul3erdem ist die Differenz
zwischen dem hoéheren Buchwert und den Anschaffungskosten in sinngema-

Ber Anwendung von 8 56 Abs. 5 zweiter Satz BWG im Anhang anzugeben.

Alternativ kann der finanzielle Vermdgenswert erfolgswirksam auf die histori-
schen Anschaffungskosten (oder im Fall des § 56 Abs. 1 BWG auf den Ruck-
zahlungsbetrag) abgeschrieben werden. Die gewéhlte Methode ist stetig an-

zuwenden und im Anhang anzugeben.
Beispiel:

Ein Kreditinstitut erwirbt im Februar X1 eine Aktie fir € 100 und ordnet sie
dem zum beizulegenden Zeitwert bewerteten Handelsbestand zu. Bis zum 30.
Juni X1 steigt der beizulegende Wert auf € 120. In diesem Zeitpunkt erfolgt
eine Umgliederung in einen zu Anschaffungskosten bewerteten Bestand.
Der Buchwert von € 120 kann fortgefiihrt werden. Im Rahmen der Folgebe-
wertung ist ggf. eine Abschreibung auf einen niedrigeren beizulegenden Wert
vorzunehmen (bei Finanzanlagen ist die Abschreibung nur erforderlich, wenn

die Wertminderung voraussichtlich von Dauer ist; vgl. Rn (13) ff).

Alternativ kann die Aktie im Zeitpunkt der Umgliederung auf die historischen
Anschaffungskosten von € 100 abgeschrieben werden. Im Rahmen der
Folgebewertung ist ggf. nach MalRgabe der 88 204 und 207 UGB eine Ab-
schreibung auf einen niedrigeren beizulegenden Wert vorzunehmen; eine Zu-

schreibung tber die historischen Anschaffungskosten hinaus ist nicht moglich.

Bei samtlichen in dieser Frage genannten Umwidmungen bzw. Anderungen

von Bewertungswahlrechten sind im Anhang anzugeben:
—  dieser Umstand und die Art der Umwidmung bzw. Anderung,

die betroffenen Finanzinstrumente,

— der Umwidmungswert sowie dessen Herleitung.
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Basis for Conclusions

Zu Rn (65): Da das BWG eine Bewertung zum hoheren beizulegenden Wert ausdriicklich in Kauf
nimmt und nachtragliche Umwidmungen nicht verbietet, kommt es mit der Umwidmung zwangslaufig
zu einer Umwertung. Mangels gesonderter Bestimmungen Uber die Art der Erfolgsrealisierung ist die

Differenz erfolgswirksam und kann ggf. den ausschuttungsfahigen Gewinn erhéhen.

Zu Rn (67): Die Mdoglichkeit zum Ansatz beizulegender Werte beruht auf einer Besonderheit des
Bankgeschéaftes iSv § 57 Abs. 1 letzter Satz BWG und beriicksichtigt die besondere Funktion, die
hohe Liquiditat und das umfassende Management (z.B. die aktive Uberwachung von Positionslimits)
des Handelsbestands, um ein getreueres Bild der Vermdgens,- Finanz und Ertragslage zu vermitteln.
Da der Handelsbestand insoweit eine Einheit darstellt (Portfoliobewertung), kann das Wahlrecht nur
einheitlich fir den gesamten Handelsbestand ausgeiibt werden. Da es sich um eine Sonderbestim-
mung des BWG handelt, steht das Wahlrecht nur Kreditinstituten zu; der gewerbsméaRige Handel von
Finanzinstrumenten ist gem. 8§ 1 Abs. 1 Z 7 BWG konzessionspflichtig; ohne Konzession darf somit

auch kein Handelsbestand im Sinne der Definition in der Rn (80) vorliegen.

Zu Rn (68): § 57 Abs. 1 erster Satz BWG erwahnt zwar den ,Handelsbestand”, enthélt aber keine
Legaldefinition. Die in Rn (80) enthaltenen Ausfiihrungen wurden aus dem Gesetzestext des § 22n
Abs. 1 bis 3 BWG abgeleitet, wobei der aufsichtsrechtliche Begriff ,Handelsbuch” durch den fir die
Rechnungslegung maRgeblichen Begriff ,Handelsbestand” ersetzt wurde. Da gemaR 8§ 22n Abs. 4
BWG Kreditinstitute Instrumente ihres (kleinen) Handelsbuchs iSv § 22q BWG oder ihres (grof3en)
Handelsbuchs iSv § 220 BWG fur Aufsichtzwecke bereits zu Marktpreisen bewerten mussen (vgl. EB
BGBI | 2006/141 zu § 22n Abs. 4 BWG), konnen die bereits zu Marktwerten bewerteten und
hinsichtlich ihrer Marktrisiken aktiv gemanagten Finanzinstrumente auch fir Rechnungslegungszwe-
cke einheitlich zum Marktwert bewertet werden. Nach der Definition durfen nachtragliche Umgliede-
rungen erfolgen, sofern die Handelsabsicht neu entsteht oder aufgegeben wird und eine begrindete

Dokumentation zum Zeitpunkt der Umbuchung vorliegt.

Zu Rn (70) ff: Eine Umgliederung ist kein Realisationsvorgang, sodass der Buchwert grundséatzlich
fortzufiihren ist (ebenso schon bisher nach der Endnote 6 die AFRAC Stellungnahme aus Dezember
2008). Liegt der Buchwert tber den historischen Anschaffungskosten, so gibt es eine Normenkollision:
8§ 203 Abs. 1 UGB sieht fur das Finanzanlagevermogen eine Bewertung mit den Anschaffungskosten-
oder Herstellungskosten vor, vermindert um Abschreibungen gemall § 204 UGB. § 204 Abs. 2
verlangt aber eine Abschreibung nur dann, wenn eine Wertminderung vorliegt (diese liegt im Zeitpunkt
der Umgliederung mit einem hdheren beizulegenden Wert nicht vor). Insoweit sind beide Interpretatio-
nen, die Fortflihrung des hoéheren Buchwerts und die Abschreibung auf die historischen Anschaf-

fungskosten, vertretbar.
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Kapitel 3 Erstmalige Anwendung

(74) Diese Stellungnahme ist erstmalig auf Geschéftsjahre anzuwenden, die am
1. Janner 2010 oder spater beginnen. Soweit die hier geforderten Dokumenta-
tionen nicht vorliegen, sind sie bis zum Ende dieses Geschaftsjahres nachzu-

holen.

(75) Die Stellungnahme ,Aktuelle Fragen der unternehmensrechtlichen Bewertung
von Finanzanlage- und Finanzumlaufvermdgen® wird hiermit aufgehoben. Die
Fragen wurden inhaltlich unverandert in diese Stellungnahme tGbernommen
(Fragen 1, 3, 5 und 6).
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	(17) Im Rahmen der Folgebewertung der Finanzanlagen ist der Grundsatz der Bewertungsstetigkeit (§ 201 Abs. 2 Z 1 UGB) zu beachten, d.h. einmal gewählte Bewertungsgrundsätze oder Bewertungsmethoden können nicht beliebig geändert werden. Ein Abweichen v...
	(18) Bei besonderen Umständen kann das Unternehmen die Ausnutzung des Wahlrechts ändern, wenn die Änderung einer getreueren Darstellung der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage dient. Als besondere Umstände kommen bei Finanzinstrumenten vor allem Änder...
	(19) Der Grundsatz der Bewertungsstetigkeit erfordert nicht nur eine stetige Bewertung in aufeinander folgenden Perioden, sondern auch eine einheitliche Bewertung art- und funktionsgleicher Finanzanlagen zum Abschlussstichtag. Wird von dem Wahlrecht d...
	(20) Die Bildung der Gruppen art- und funktionsgleicher Finanzanlagen richtet sich nach dem Umfang der Finanzinstrumente im Unternehmen, nach der Unterschiedlichkeit ihrer Merkmale und nach dem Organisationsgrad des Unternehmens. Folgende Entscheidung...
	(21) Die Tatsache des Abweichens vom Grundsatz der Bewertungsstetigkeit und die besonderen Umstände, auf die sich die Zulässigkeit des Abweichens gründet, sind im Anhang anzugeben und zu begründen. Weiters sind die Auswirkungen des Abweichens auf die ...

	Frage 5 Wie können bei der Bewertung von Wertpapieren des Anlage- (§ 224 Abs. 2 A. III. Z. 5 UGB) und des Umlaufvermögens (§ 224 Abs. 2 B. III. Z. 2 UGB) inaktive Märkte von aktiven Märkten unterschieden werden?
	(22) Der beizulegende Wert von Wertpapieren des Anlage- (§ 224 Abs. 2 A. III. Z. 5 UGB) und des Umlaufvermögens (§ 224 Abs. 2 B. III. Z. 2 UGB) ist der beizulegende Zeitwert gemäß § 237a Abs. 3 UGB.7F  Dieser beizulegende Zeitwert entspricht dem Mar...
	(23) Börsenkurse oder Marktpreise in einem aktiven Markt sind im Sinne des § 237a Abs. 3 UGB bei der Feststellung von Marktwerten heranzuziehen. Für Börsenkurse oder Marktpreise in inaktiven Märkten gilt dies nicht. Für einen inaktiven Markt können fo...
	Diese Indikatoren müssen für sich genommen allerdings nicht notwendigerweise bedeuten, dass ein Markt inaktiv ist.9F
	(24) Kommt der Börsenkurs oder Marktpreis eines Wertpapiers des Anlage- oder Umlaufvermögens in einem inaktiven Markt zustande, so ist sein beizulegender Zeitwert, sofern dies möglich ist, aus den Marktwerten seiner einzelnen Bestandteile oder aus de...
	(25) Ist die Bestimmung des beizulegenden Zeitwertes eines Wertpapiers des Anlage- oder Umlaufvermögens gemäß Rn (22) bis (24) nicht möglich, ist der beizulegende Zeitwert gemäß § 237a Abs. 3 UGB mit Hilfe allgemein anerkannter Bewertungsmodelle und...
	(26) Im Sinne der Generalnorm des § 222 Abs. 2 und des § 236 erster Satz UGB ist im Anhang über die Gründe für die Annahme eines inaktiven Marktes sowie über den Unterschiedsbetrag zwischen dem Kurs oder Preis auf dem inaktiven Markt und dem Buchwert...

	Frage 6 Kann bei der Bewertung von Finanzanlage- und Finanzumlaufvermögen statt des Börsenkurses am Abschlussstichtag auch ein durchschnittlicher Börsenkurs rund um den Abschlussstichtag herangezogen werden?
	(27) Wenn Finanzanlage- oder Finanzumlaufvermögen zum Börsenkurs bewertet werden muss und der Börsenkurs sich an einem aktiven Markt gebildet hat, ist grundsätzlich der Kurs am Abschlussstichtag heranzuziehen.
	(28) Bei volatilen Kursen rund um den Abschlussstichtag kann ein Durchschnittskurs herangezogen werden.10F  Liegt der Kurs am Abschlussstichtag über dem allgemeinem Kursniveau (z.B. auf Grund von „Ultimogeschäften“), ist jedenfalls eine Anpassung a...
	(29) Im Sinne der Generalnorm des § 222 Abs. 2 und des § 236 erster Satz UGB ist im Anhang über eine Durchschnittsbildung gemäß Rn (28) zu berichten.

	Frage 7 Wie sind Wertminderungen von Investmentfondsanteilen im Finanzanlagevermögen zu bilanzieren?
	(30) Anteilsscheine an Investmentfonds sind eigenständige finanzielle Vermögensgegenstände und als solche Gegenstand der Bilanzierung. Ein Anteilsschein kann nur insgesamt dem Finanzanlagevermögen oder dem Finanzumlaufvermögen zugeordnet werden und nu...
	(31) Der beizulegende Wert von Investmentfondsanteilen ist grundsätzlich sein Rechenwert, sofern keine Indizien für einen abweichenden beizulegenden Wert vorliegen.
	(32) Zur Beurteilung, ob eine Wertminderung eines Investmentfonds voraussichtlich von Dauer oder nur vorübergehend ist, sind weitere, nachfolgend beschriebene Besonderheiten zu beachten.
	(33) Eine vorübergehende Wertminderung des Investmentfondsanteils kann nur dann vorliegen, wenn die Wertminderung nicht auf Verlusten basiert, die im Fonds bereits durch Umsatzakte realisiert wurden. Ferner liegt eine vorübergehende Wertminderung nur ...
	(34) Ist eine Veräußerung wertgeminderter Veranlagungen auf absehbare Zeit ausgeschlossen (Rn (33)), dann ist das Vorliegen einer dauerhaften Wertminderung anhand der Zusammensetzung des Investmentfondsvermögens zu beurteilen:
	(35) Ist die aktuelle Zusammensetzung des Fonds nicht in einem ausreichenden Detaillierungsgrad bekannt, um die in Rn (34) erster und zweiter Teilstrich genannten Indikatoren zu überprüfen, ist bei einer wesentlichen oder länger andauernden Verminderu...
	(36) Wurde der Fonds vorübergehend suspendiert und stehen keine aktuellen Rechenwerte mehr zur Verfügung, so ist der beizulegende Wert nach allen verfügbaren Informationen unter Berücksichtigung der letzten bekannten Zusammensetzung zu schätzen, wobei...

	Frage 8 Wann kommt es bei einem Tausch finanzieller Vermögensgegenstände oder bei Veräußerung in Form einer gemischten Transaktion zur Ergebnisrealisierung?
	(37) Bei einem originär angeschafften finanziellen Vermögensgegenstand (z.B. einer Kreditforderung oder einer Ausleihung) entsprechen die Anschaffungskosten grundsätzlich dem Auszahlungsbetrag einschließlich allfälliger Anschaffungsnebenkosten; der An...
	(38) Erhält das Unternehmen einen finanziellen Vermögensgegenstand als Gegenleistung für die Hingabe eines anderen finanziellen Vermögensgegenstands, dann liegt grundsätzlich ein erfolgswirksamer Umsatzakt vor, sofern der Vorgang nicht unter § 202 Abs...
	(39) Kein erfolgswirksamer Tauschvorgang, sondern ein einheitlicher Anschaffungs- oder Veräußerungsvorgang, ist die Erfüllung eines Options- oder Wandlungsrechts oder eines Termingeschäfts durch physische Lieferung. Auch ein Aktiensplit oder vergleich...
	(40) Ein Veräußerungsgewinn darf nur dann realisiert werden, wenn im Wesentlichen alle Chancen und Risiken aus dem hingegebenen Finanzinstrument endgültig übertragen wurden. Dies ist beispielsweise dann nicht der Fall, wenn der erhaltene Vermögensgege...

	Frage 9 Wie sind Pensionsgeschäfte und Wertpapierleihegeschäfte zu bilanzieren?
	(41) Pensionsgeschäfte („Repurchase Agreements“) werden vorwiegend von Kreditinstituten, aber auch von anderen Unternehmen abgeschlossen; daher wird nachfolgend die Behandlung branchenunabhängig dargestellt.
	(42) Pensionsgeschäfte sind Verträge, durch die ein Unternehmen (Pensionsgeber) ihm gehörende Vermögensgegenstände einem anderen Unternehmen (Pensionsnehmer) gegen Zahlung eines Betrages überträgt und in denen gleichzeitig vereinbart wird, dass die Ve...
	(43) Übernimmt der Pensionsnehmer die Verpflichtung, die Vermögensgegenstände zu einem bestimmten oder vom Pensionsgeber zu bestimmenden Zeitpunkt zurückzuübertragen, so handelt es sich um ein echtes Pensionsgeschäft.
	(44) Da auf Grund der Rückgabeverpflichtung zwar das zivilrechtliche Eigentum, nicht aber das wirtschaftliche Eigentum auf den Pensionsnehmer übergehen, darf der Pensionsgegenstand vom Pensionsgeber nicht ausgebucht werden: „Im Falle von echten Pensio...
	(45) Differenzen zwischen dem erhaltenen Betrag und dem vereinbarten Rücknahmepreis sind periodengerecht als Zinsen zu erfassen. Laufende Erträge aus dem Pensionsgut (z.B. Zinsen oder Dividenden) sind dem Pensionsgeber zuzurechnen und werden entsprech...
	(46) Das echte Pensionsgeschäft wird somit als Kreditgewährung bilanziert, das Pensionsgut dient dem Pensionsnehmer als Kreditsicherheit; sein beizulegender Wert abzüglich der Verwertungskosten stellt ggf. die Untergrenze für eine Abschreibung im Fall...
	(47) Bei echten Pensionsgeschäften ist ferner § 237 Z 1 lit. c UGB zu beachten. Danach ist im Rahmen der Angaben zu Verbindlichkeiten eine gesonderte Angabe des Gesamtbetrags von Verbindlichkeiten erforderlich, für die dingliche Sicherheiten bestellt ...
	(48) Ist der Pensionsnehmer lediglich berechtigt, die Vermögensgegenstände zu einem vorher bestimmten oder von ihm noch zu bestimmenden Zeitpunkt zurückzuübertragen, so liegt ein unechtes Pensionsgeschäft vor. Im Falle von unechten Pensionsgeschäften ...
	(49) Die Frage, ob ein Rückübertragungsrecht oder eine Rückübertragungspflicht vorliegt und somit das wirtschaftliche Eigentum übergeht, ist nicht nur nach zivilrechtlichen, sondern auch nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten auszulegen. Hat sich der P...
	(50) Der Pensionsgeber hält den Buchwert des ausgebuchten Pensionsgegenstandes für den Fall eines späteren Rückerwerbs in Evidenz. Liegt der Veräußerungspreis unter dem Buchwert, hat er die Differenz im Zeitpunkt der Übertragung als Veräußerungsverlus...
	(51) Ist der erhaltene Kaufpreis höher als der Buchwert des Pensionsgegenstands, dann darf dieser Gewinn erst dann realisiert werden, wenn es zu keiner Rückübertragung aus dem Pensionsgeschäft mehr kommen kann (Verfall des Rückübertragungsrechts). Die...
	(52) Fällt während der Laufzeit des Pensionsgeschäfts der beizulegende Wert des Pensionsgegenstands unter den in Evidenz gehaltenen Buchwert, ist die Differenz (ggf. zusätzlich) als Rückstellung für drohende Verluste aus schwebenden Geschäften zu erfa...
	(53) Wird der Pensionsgegenstand zurückerworben, ist er mit dem in Evidenz gehaltenen Buchwert zu aktivieren. Zugleich werden der zu leistende Kaufpreis erfasst und allfällige Rückstellungen für schwebende Geschäfte aufgelöst. Eine Differenz zwischen ...
	(54) Liegt der Buchwert des zurückübertragenen Pensionsguts unter den historischen Anschaffungskosten, ist bei einer späteren Wertsteigerung nach Maßgabe des § 208 UGB eine Zuschreibung erforderlich.
	(55) Ist der Pensionsgeber ein Kreditinstitut, hat er unter der Bilanz den für den Fall der Rückübertragung vereinbarten Betrag anzugeben (Anlage 2 zu § 43 BWG, zweiter Posten unter der Bilanz, darunter: Verbindlichkeiten aus Pensionsgeschäften). Wurd...
	(56) Ist der Pensionsgeber kein Kreditinstitut, ist die Verpflichtung zur Rücknahme gemäß § 237 Z 8 UGB anzugeben. Wurden Rückstellungen erfasst, vermindert sich der im Anhang anzugebende Betrag.
	(57) Der Pensionsnehmer hat beim unechten Pensionsgeschäft das übertragene Pensionsgut in Höhe des bezahlten Kaufpreises zu aktivieren. Das Rückgaberecht wirkt wie eine Kursgarantie; der Ausübungspreis des Rechts stellt die Untergrenze für allfällige ...
	(58) Bei einer Wertpapierleihe überträgt der Verleiher einem Entleiher Wertpapiere für eine bestimmte Zeit, wobei das zivilrechtliche Eigentum an den Entleiher übergeht. Nach Ablauf der Leihfrist ist der Entleiher verpflichtet, Wertpapiere gleicher Au...
	(59) Da die Chancen und Risiken des Wertpapiers nicht an den Entleiher übergehen und die Verfügungsmacht nur vorübergehend und eingeschränkt übertragen wird, sind die Wertpapiere vom Verleiher nicht auszubuchen und vom Entleiher nicht zu erfassen. Das...

	Kapitel 2  Spezifische Grundsatzfragen für Kreditinstitute
	(60) Die nachfolgenden Fragen betreffen Sonderfragen der Bilanzierung von finanziellen Vermögenswerten von Kreditinstituten, die auf den Bestimmungen der §§ 43 ff BWG beruhen und daher nicht auf andere Unternehmen übertragbar sind. Die Fragen gelten n...

	Frage 10 Welche Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung gelten für Kreditinstitute?
	(61) Sowohl die kodifizierten als auch die nicht kodifizierten Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung iSv §§ 190, 195 und 201 Abs. 1 und 2 UGB gelten auf Grund von § 43 Abs. 1 BWG auch für Kreditinstitute, soweit die Rechnungslegungsbestimmungen des B...
	(62) Eine Sonderbestimmung, die zu einer Abweichung von den unternehmensrechtlichen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung führt, ist § 57 Abs. 1 letzter Satz BWG: „§ 201 Abs. 2 Z 4 UGB12F  ist unter Berücksichtigung der Besonderheiten des Bankgeschä...
	(63) Wie auch im UGB gibt es im BWG kodifizierte Bewertungsmethoden (bzw. Bewertungswahlrechte), die im Konfliktfall den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung vorgehen (z.B. die Möglichkeit, gemäß § 57 Abs. 1 erster und zweiter Satz BWG in einem bes...

	Frage 11  Welche Finanzinstrumente können von Kreditinstituten abweichend von § 206 UGB zum beizulegenden Wert bewertet werden und wie sind Umgliederungen zu erfassen?
	(64) Gemäß § 56 Abs. 5 BWG können zum Handel an einer anerkannten Börse14F  zugelassene Wertpapiere, die nicht die Eigenschaft von Finanzanlagen haben, zum höheren Marktwert am Bilanzstichtag bilanziert werden. Der Unterschiedsbetrag zwischen den Ansc...
	(65) Bei Ausübung des Wahlrechts sind sämtliche Wertänderungen unmittelbar erfolgswirksam. Wird das Wahlrecht – nach Maßgabe der Rn (78) – erst nach der Anschaffung in Anspruch genommen, ist die Differenz zum bisherigen Buchwert erfolgswirksam zu erfa...
	(66) Das Wahlrecht zwischen einer Bewertung gemäß § 206 UGB und § 56 Abs. 5 BWG ist für art- und funktionsgleiche Wertpapiere (vgl. Rn (19)) einheitlich auszuüben und kann in Folgeperioden nur bei Vorliegen besonderer Umstände geändert werden (vgl. Rn...
	(67) Auf Grund von § 57 Abs. 1 letzter Satz BWG (vgl. Rn (74)) ist es außerdem zulässig, Finanzinstrumente des Handelsbestands zum beizulegenden Wert zu bewerten. Dieses Wahlrecht kann nur einheitlich für alle Finanzinstrumente des Handelsbestands aus...
	(68) Dem Handelsbestand sind sämtliche Positionen (Eigenhandelspositionen, Positionen aus dem Handel für Kunden sowie Positionen aus dem Market Making) in Finanzinstrumenten und Waren zuzuordnen, die mit Handelsabsicht gehalten werden. Finanzinstrumen...
	(69) Bei einer Bewertung zum beizulegenden Wert sind sämtliche Wertänderungen unmittelbar erfolgswirksam. Eine Beschränkung der Gewinnausschüttung ist nicht vorgesehen.
	Umgliederung oder Aufgabe des Wahlrechts iSv § 56 Abs. 5 BWG:
	(70) Wird ein finanzieller Vermögenswert aus dem zum beizulegenden Wert bewerteten Handelsbestand in einen zu Anschaffungskosten bewerteten Bestand umgegliedert oder wird das Wahlrecht zum Ansatz höherer Marktwerte iSv § 56 Abs. 5 BWG nach Maßgabe der...
	(71) Liegt der beizulegende Wert (Buchwert) in Zeitpunkt der Umgliederung oder Änderung des Wahlrechts iSv § 56 Abs. 5 BWG unter den historischen Anschaffungskosten, so ist der Buchwert in diesem Zeitpunkt fortzuführen. Eine spätere Zuschreibung ist g...
	Beispiel:
	Ein Kreditinstitut erwirbt im Februar X1 eine Aktie für € 100 und ordnet sie dem zum beizulegenden Zeitwert bewerteten Handelsbestand zu. Bis zum 30. Juni X1 fällt der beizulegende Wert auf € 80. In diesem Zeitpunkt erfolgt eine Umgliederung in einen ...
	(72) Liegt der beizulegende Wert (Buchwert) in Zeitpunkt der Umgliederung oder Änderung des Wahlrechts iSv § 56 Abs. 5 BWG über den historischen Anschaffungskosten, so kann dieser Buchwert fortgeführt werden. Im Fall eines Schuldinstruments oder eines...
	Alternativ kann der finanzielle Vermögenswert erfolgswirksam auf die historischen Anschaffungskosten (oder im Fall des § 56 Abs. 1 BWG auf den Rückzahlungsbetrag) abgeschrieben werden. Die gewählte Methode ist stetig anzuwenden und im Anhang anzugeben.
	Beispiel:
	Ein Kreditinstitut erwirbt im Februar X1 eine Aktie für € 100 und ordnet sie dem zum beizulegenden Zeitwert bewerteten Handelsbestand zu. Bis zum 30. Juni X1 steigt der beizulegende Wert auf € 120. In diesem Zeitpunkt erfolgt eine Umgliederung in eine...
	Alternativ kann die Aktie im Zeitpunkt der Umgliederung auf die historischen Anschaffungskosten von € 100 abgeschrieben werden. Im Rahmen der Folgebewertung ist ggf. nach Maßgabe der §§ 204 und 207 UGB eine Abschreibung auf einen niedrigeren beizulege...
	(73) Bei sämtlichen in dieser Frage genannten Umwidmungen bzw. Änderungen von Bewertungswahlrechten sind im Anhang anzugeben:

	Kapitel 3 Erstmalige Anwendung
	(74) Diese Stellungnahme ist erstmalig auf Geschäftsjahre anzuwenden, die am 1. Jänner 2010 oder später beginnen. Soweit die hier geforderten Dokumentationen nicht vorliegen, sind sie bis zum Ende dieses Geschäftsjahres nachzuholen.
	(75) Die Stellungnahme „Aktuelle Fragen der unternehmensrechtlichen Bewertung von Finanzanlage- und Finanzumlaufvermögen“ wird hiermit aufgehoben. Die Fragen wurden inhaltlich unverändert in diese Stellungnahme übernommen (Fragen 1, 3, 5 und 6).


